31.07.2026

DURCHFUHRUNGSVERTRAG

Zum

VORHABENBEZOGENEN BEBAUUNGSPLAN 7-85 VE

FUR TEILFLACHEN DER GRUNDSTUCKE
EISENACHER STRARE 61 UND ULLSTEINSTRARE 91
IM BEZIRK TEMPELHOF-SCHONEBERG,
ORTSTEIL MARIENDORF



Zwischen
dem Land Berlin,
vertreten durch das Bezirksamt Tempelhof-Schéneberg von Berlin,
dieses vertreten durch die Bezirksstadtratin fir Stadtentwicklung und Facility Management,

Frau Eva Majewski Sparacino, Rathaus Schoneberg, John-F.-Kennedy-Platz 1, 10825 Berlin

— nachstehend ,, Berlin* genannt —

und der

Campus Schéatzelberg GmbH & Co. KG,

geschéftsansassig Neuer Pferdemarkt 34, 20359 Hamburg,

eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Hamburg unter HRA 125250,
vertreten durch die Verwaltung Campus Schéatzelberg GmbH, Hamburg,
eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Hamburg unter HRB 160077,

vertreten durch den Prokuristen Herrn Klaus Reinhart Heldwein,

— nachstehend ,Vorhabentragerin“ genannt —
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Praambel

Die Vorhabentragerin beabsichtigt, im Gebiet des Vorhabenplans des 7-85 VE auf dem
Grundstuck Eisenacher Stral3e 61 in Berlin-Mariendorf eine Wohnbebauung und einen
Sozialbaustein, bestehend aus neun freistehenden Geb&uden mit vier bis acht Voll-
geschossen sowie Staffelgeschossen und einem Eingangsgeschoss, sowie eine
Tiefgarage zu errichten. Das Baugrundstiick ist eine seit Jahrzehnten brachliegende
Reserveflache des Dreifaltigkeitsfriedhofs Il und seit Ende 2016 entwidmet. Es sollen
rund 26.200 m2 Geschossflache Wohnen (entsprechend ca. 262) und ein Sozialbaustein
mit insgesamt ca. 1.400 m2 Geschossflache errichtet werden. Fir das Vorhaben soll eine
neue ErschlieBung lber den Steinhellenweg geschaffen werden.

Fur das Plangebiet wird der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit der Nummer 7-85 VE
nach 8 12 Baugesetzbuch aufgestellt. Es ist geplant, die vorgesehenen Baumalinahmen
auf der Grundlage des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und nach den
Bestimmungen dieses Durchfiihrungsvertrags zu realisieren.

Die ErschlieBung und hierfir notwendige Grundstiicksibertragungen (,Flachentausch®)
werden (ber einen ergdnzenden ErschlieBungsvertrag sowie einen Grundsticks-
tauschvertrag bzw. zwei getrennte Kaufvertrage zwischen der Vorhabentragerin und
Berlin (bezirkliches Strallen- und Grinflaichenamt) geregelt und sind Teil der
Durchfuihrungsverpflichtung gemar § 12 BauGB.

Die personellen und finanziellen Kapazitaten Berlins reichen nicht aus, um die durch das
Bauvorhaben verursachten FolgemalRhahmen in angemessener Zeit durchzufiihren und
zu finanzieren. Aus diesem Grund ist es fir die zeitnahe Realisierung des Vorhabens
erforderlich, dass die Vorhabentragerin sich an den durch das Vorhaben veranlassten
Kosten beteiligt und sich auch zur Umsetzung der mit dem vorhabenbezogenen
Bebauungsplan verfolgten stadtebaulichen Ziele verpflichtet. Die Vorhabentragerin hat
sich in ihrem Antrag auf Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans vom
07.09.2020 damit einverstanden erklart, das Vorhaben auf der Grundlage des ,Berliner
Modells der kooperativen Baulandentwicklung“ durchzufihren (Zustimmungserklarung).
Im vorliegenden Vertrag werden die nach dem Berliner Modell der kooperativen Bauland-
entwicklung vorgesehenen Vereinbarungen verbindlich geregelt.

Teil I. Allgemeines

§1
Vertragsgegenstand und -zweck

1) Das Vertragsgebiet umfasst die im Lageplan (Anlage 1) farbig umgrenzten/
schraffierten Flachen wie folgt:

a) die Flursticke 125 und 128 und einen Teilbereich des Flurstiick 18 der Flur
520 sowie die Flurstiicke 29, 30 und einen Teilbereich des Flurstiicks 19/2 der
Flur 620 (Geltungsbereich vorhabenbezogener Bebauungsplan — blau
umgrenzt);

b) Teilbereiche der Flurstiicke 124, 127, und 1 der Flur 520 sowie Flurstiick 37
der Flur 620 und Flurstick 149 der Flur 2 (gemalR § 8 Abs. 2 -
Ersatzmafl3nahmen Friedhéfe — orange schraffiert);

c) Teilbereiche der Flurstiicke 19/2, 30 und 54 der Flur 620 (gemaf3 § 12 - dul3ere
ErschlieBung — gelb schraffiert);
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d) Teilbereiche der Flursticke 128 und 127 der Flur 520 sowie Teilbereiche des
Flurstiicks 29 der Flur 620) (gemal §8a - Waldflache innerhalb und
aullerhalb des Vorhabengrundstickes, die umgewandelt wird — pink
umgrenzt).

2) Die Vorhabentragerin verpflichtet sich zur Durchfiihrung des Vorhabens und der Infra-
strukturmafinahmen entsprechend den kiinftigen Festsetzungen des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans und den Regelungen dieses Vertrages. Bestandteil des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist der von der Vorhabentragerin vorgelegte
und mit Berlin abgestimmte Vorhabenplan (Anlage 2), der in den Bebauungsplan
integriert ist, so dass im Ergebnis nur ein Planwerk vorhanden ist (sogenannte Plan-
identitat).

3) Die mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan verfolgten stddtebaulichen Ziele
sollen durch vertragliche Vereinbarungen im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 2 Baugesetz-
buch geférdert und gesichert werden. Insbesondere soll angesichts der bestehenden
Versorgungsprobleme in bestimmten Wohnungsmarktsegmenten ein Beitrag zur
sozialen Wohnraumversorgung geleistet und zugleich den stadtebaulichen Zielen
entsprechend gemischte Bewohnerstrukturen durch einen Anteil mietpreis- und
belegungsgebundener Wohnungen sichergestellt werden.

4) Die Vorhabentragerin fuhrt die MaRnahmen im eigenen Namen und auf eigene
Rechnung durch.

§2
Angemessenheit

Zur Sicherstellung der Angemessenheit der sich aus dem Vertrag ergebenden Pflichten
und Bindungen und zur Begrenzung der Kostenbeteiligung haben die Vertragspartner das
nach dem Berliner Modell der kooperativen Baulandentwicklung vorgesehene einheitliche
Bewertungsschema zugrunde gelegt und auf dieser Basis bereits zu Beginn der Vertrags-
verhandlung eine Uberschlagige Prifung der Angemessenheit durchgefihrt und diese
zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses erneut vorgenommen. Die Vorhabentragerin hat
dieses Bewertungsschema nach Prifung und Erérterung anerkannt und darauf verzichtet,
geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen sich eine andere Beurteilung der Ange-
messenheit der vertraglichen Vereinbarungen ergibt. Die Ergebnisse werden in Wert-/
Kostentabellen (Anlage 3) belegt. Beide Vertragspartner gehen Ubereinstimmend davon
aus, dass die vertragliche Vereinbarung bei einer wirtschaftlichen Gesamtbetrachtung
angemessen ist.

§3
Grundsticke und Eigentum

1) Das geplante Vorhaben wird auf folgenden Flurstiicken errichtet: Berlin Tempelhof-
Schoneberg, Gemarkung Mariendorf, Flur 520, Flurstiicke 125 und 128, sowie Flur
620, Flurstucke 29 und 30, insgesamt als ,Vorhabengrundsttick* bezeichnet.

2) Die Vorhabentragerin hat die Grundstticksflachen im Plangebiet, soweit es sich nicht
um offentliches StraRenland oder 6ffentliche Grinanlagen handelt, durch Kaufvertrag
erworben. Zu ihren Gunsten ist eine Eigentumsvormerkung im Grundbuch einge-
tragen. Der Nachweis ist durch Vorlage der beglaubigten Grundbuchabschrift vom
23.07.2026 - Grundbuch von Mariendorf, Blatt 3144 erfolgt. Ferner hat die
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3)

1)

2)

3)

Vorhabentragerin unwiderrufliche Zustimmungserklarungen des Grundstiickseigen-
timers zur Bebauung des Grundstickes nach den kinftigen Festsetzungen des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans vorgelegt.

Die Vorhabentragerin wird im Zeitpunkt des Eintritts der aufschiebenden Bedingung
gemadll 8§18 ziff.1 lit.a) dieses Vertrages weiterhin mit Berlin einen
Grundstickskaufvertrag geschlossen haben, um die in der Anlage4
(Grundstickserwerb) dargestellte, zur gesicherten ErschlieBung notwendige
Teilflaiche des Flursticks 30 der Flur 620 (6ffentliche Griinfliche) von Berlin
(Fachvermdgenstrager: bezirkliches Stral3en- und Grinflachenamt) zu erwerben. Die
hierfiir erforderlichen Gremienbeschliisse des Landes Berlin liegen bei Abschluss
dieses Vertrages bereits vor, der Kaufvertrag befindet sich in Abstimmung. Die
Vorhabentréagerin wird nach Eintritt der aufschiebenden Bedingung geman § 18 ziff. 1
lit. a) dieses Vertrages die zu ihren Gunsten (dann) eingetragene
Eigentumsvormerkung im  Grundbuch durch Vorlage der beglaubigten
Grundbuchabschrift nachweisen.

Teil Il: Vorhaben

§4
Vorbereitungs- und Ordnungsmalinahmen, Planungsleistungen

Die Vorhabentragerin wird alle fur die Bebauung des Vorhabengrundstiicks erforder-
lichen Vorbereitungs- und OrdnungsmalRnahmen durchfiihren sowie deren Kosten
ubernehmen. Ferner verpflichtet sie sich zur Ubernahme der Planungsarbeiten
und -kosten einschlieB3lich Erstellung erforderlicher Gutachten, Bekanntmachungen
fir den gesamten Planungsprozess auch nach Festsetzung der Rechtsverordnung.
Nach Abschluss des Bebauungsplan-Verfahrens tbergibt die Vorhabentragerin Berlin
je drei beglaubigte Kopien des vorhabenbezogenen Bebauungsplans, des Vorhaben-
plans sowie der Begriindung. Zusétzlich ist der fertige Plan in den Dateiformaten
XPlanGML (Version 5.3 oder hoher, validiert), DXF/DWG sowie PDF zu tbermitteln;
die Planbegrindung als Word- und PDF-Datei. Die Planbegriindung muss (ggf.
erganzend) als barrierefreies Word-Dokument entsprechend den ,Berliner Standards
fur barrierefreie Word-Dokumente* Gibermittelt werden.

Das Plangebiet istim Bodenbelastungskataster Berlin unter der Nr. 235 als Altlast i.S.d.
§ 2 Absatz5 BBodSchG bzw. schadliche Bodenveranderung i.S.d. 8§ 2 Absatz 3
BBodSchG gefuhrt. Im Rahmen der Bodenuntersuchungen im nérdlichen Teil der
Ablagerungen im Jahr 1999 durch die GFE GmbH sowie weiterer erganzender
Bodenuntersuchungen im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans, die in Abstimmung mit dem Umwelt- und Naturschutz-
amt im Jahr 2013 durch das Biro Analytech und im Jahr 2021 durch das Buro IGU
erganzt wurden, wurde gutachterlich festgestellt, dass im Norden des Vorhaben-
gebiets Sand bis zu einer Tiefe von < 12 m . GOK abgebaut und die Gruben wieder
verfillt wurden. Diese Verfullungen reichen in den nordlichen Bereich des Flurstiicks 29
der Flur 620 herein. Diese Kontaminationen haben keine Auswirkungen auf die
Festsetzungen des Bebauungsplans.

Die Vorhabentragerin hat eine Stellungnahme zu Informationen tUber Kampfmittel-
freiheit vom 17.01.2023 der zustandigen Ordnungsbehdrde Senatsverwaltung fir
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4)

1)

2)

3)

4)

Umwelt, Verkehr und Klimaschutz vorgelegt. Das Vorhabengebiet ist als Kampfmittel-
verdachtsflache einzustufen. Es wurden keine weiteren ordnungsrechtlichen Mal3-
nahmen durch die zustandige Behorde veranlasst. Die Zustandigkeiten,
Verpflichtungen und Verfahren im Umgang mit Kampfmitteln gemal der aktuellen
Fassung der Verordnung Uber die Verhiitung von Schaden durch Kampfmittel
(Kampfmittelverordnung) sind zu beachten.

Zu Beginn der Bauarbeiten sind Vegetationsflachen und Baume, die zu erhalten sind,
gemal DIN 18920 zu schutzen und die Schutzmal3nahmen sind fir die Dauer der
Baumal3nahme aufrecht zu erhalten. Vor Beginn von Baumfallarbeiten und Gehdolz-
rodungen sowie dem Abbruch der bestehenden Kapellen-Ruine ist eine nachweisbare
Sichtkontrolle auf Nester und Fledermausquartiere vorzunehmen; die gesetzlichen
Schutzbestimmungen sind von der Vorhabentragerin einzuhalten. Die erfolgte Sicht-
kontrolle ist vor Beginn der Baumaf3nahmen beim Umwelt- und Naturschutzamt
anzuzeigen. Fur Baumfallarbeiten und Rodungen an 6ffentlichen Straf3en wird auf die
Regelungen des ErschlieBungsvertrages (vgl. PrAambel und § 18) verwiesen.

§5
Bauverpflichtung der Vorhabentrégerin

Die Vorhabentragerin verpflichtet sich, die erforderlichen Baumaflnahmen auf den
Flurstiicken/ Grundstiicken des Plangebietes entsprechend der Projektplanung
(Anlage 5) durchzufiihren. Stadtebaulich relevante Abweichungen von der Projekt-
planung sind nur mit Zustimmung des Fachbereichs Stadtplanung zuléssig; der
Fachbereich Stadtplanung wird prufen, ob der Durchfihrungsvertrag zu andern ist.
Anderungen der Projektplanung, die sich auf die Zahl der Kinderbetreuungs- oder
Grundschulplatze sowie den Umfang der zu errichtenden mietpreis- und belegungs-
gebundenen Wohnungen auswirken, erfordern immer eine Anpassung des Durch-
fihrungsvertrags in Form eines Nachtrags. Hinsichtlich des Umfangs von Kfz-Stell-
platzen und Fahrradstellanlagen gilt: Maf3geblich ist die Berliner Bauordnung in der
zum Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Fassung.

Die Vorhabentragerin verpflichtet sich, die Mal3hahmen gemaf? dem Griin- und Frei-
flachenplan (Anlage 6) zu realisieren. Hierzu zahlen auch die Durchwegung
zugunsten der Offentlichkeit (Anlage 9) einschlieRlich des bestimmungsgemaien
Anschlusses an die Offentlichen Flachen sowie die MaRnahmen zur &uf3eren
Erschlielung gemanR § 12 dieses Vertrages. Hierzu z&hlt weiterhin die barrierefreie
Herstellung des gemal Anlage 6 als ,Durchwegung nach Norden® markierten
Anschlusses vom Vorhabengrundstiick an den Bestandsweg der Griinanlage
Schétzelberge in Abstimmung mit dem Land Berlin (StraRen- und Grinflachenamt).
Wesentliche Abweichungen vom Griin- und FreiflAchenplan sind nur mit Zustimmung
des Stadtentwicklungsamtes sowie des Umwelt- und Naturschutzamtes zuléssig.

Die Vorhabentragerin verpflichtet sich, spétestens 12 Monate nach Inkrafttreten des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans die notwendigen Bauantrage zu stellen bzw.
Bauvorlagen einzureichen. Auf Antrag der Vorhabentragerin kann Berlin diese Frist
um bis zu 12 Monate verlangern. Berlin wird auf eine zligige Bearbeitung der Bau- und
Genehmigungsantrage hinwirken.

Die Vertragsparteien sind sich einig, dass ein erheblicher Mangel im Sinne des § 69
Absatz 1 BauO BiIn vorliegt, wenn Inhalte des Bau- oder Vorbescheidsantrags einzel-
nen stadtebaulichen Regelungen dieses Vertrages einschlie3lich der Anlagen wider-
sprechen, soweit der Fachbereich Stadtplanung den Abweichungen gemal Absatz 1
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5)

6)

1)

2)

und Absatz 2 nicht zugestimmt hat. Die Vorhabentragerin stimmt zu, dass diese Rege-
lung auch Anwendung findet auf Bauvorhaben nach § 62 BauO BIn. Zum Nachweis
der Einhaltung der vertraglichen Regelungen verpflichtet sie sich, die hierfir
erforderlichen Unterlagen bei der Bauaufsichtsbehérde mit einzureichen.

Die Vorhabentragerin verpflichtet sich, mit den Baumafnahmen nach Absatz 1 inner-
halb von 13 Monaten nach Vollziehbarkeit und Bestandskraft der Baugenehmigungen
sowie etwaiger weiterer fur die Durchfihrung der BaumafRnahmen erforderlichen
Genehmigungen und Erlaubnisse bzw. nach Zulassigkeit der Bauausfihrung geman
§ 62 Absatz 3 BauO BIn zu beginnen und diese innerhalb von 48 Monaten nach
Bestandskraft bzw. Zulassigkeit fertig zu stellen.

Die MalRnahmen gemal3 Absatz 2 (Freiflachen auf dem Vorhabengrundstiick und
aulere ErschlieBungsmalRnahmen) sowie gemall § 8 dieses Vertrags (externe
AusgleichsmalRnahmen) sind spatestens ein Jahr nach Fertigstellung der Bebauung
fertig zu stellen.

Auf Antrag der Vorhabentragerin kann Berlin die Fertigstellungsfrist des Vorhabens
um bis zu 24 Monate verlangern. Die zustandigen Facha&mter sind fir eine frist-
gerechte Herstellung der MaRnahmen zur Mitwirkung verpflichtet.

Der Vorhabentragerin ist bekannt, dass Berlin die Rechtsverordnung Uber den
vorhabenbezogenen Bebauungsplan gemal 8 12 Absatz 6 BauGB aufheben soll,
wenn die Malinahmen gemal Absatz 1 nicht innerhalb der in Absatz 5 vereinbarten
Frist durchgefuhrt sind und dies von der Vorhabentragerin zu vertreten ist. Die
Vertragsparteien vereinbaren, dass die Rechtsverordnung auch aufgehoben werden
kann, wenn die in Absatz 3 festgelegte Frist fir die Stellung der notwendigen Bau-
antrage bzw. Einreichung der Bauvorlagen Uberschritten wird und dies von der
Vorhabentragerin zu vertreten ist. Aus der Aufhebung der Rechtsverordnung kénnen
Ansprtiche gegen Berlin nicht geltend gemacht werden. Fir diesen Fall der Aufhebung
verzichtet die Vorhabentragerin auf nicht in Anspruch genommene Bau-
genehmigungen bzw. zulassig gewordene Bauausfihrungen.

86
Kindertageseinrichtung

Durch den von der Vorhabentrdgerin geplanten Wohnungsbau von ca. 26.200 m?2
Geschossflache Wohnen entsteht nach den diesem Vertrag zugrundeliegenden
Berechnungen ein Bedarf an 26 Platzen fiir die Kinderbetreuung in Kindertages-
einrichtungen. Die Berechnungen basieren auf einem standardisierten Verfahren und
den in Berlin zugrunde zu legenden Richtwerten.

Der sich ergebende, dem geplanten Vorhaben zurechenbare Bedarf an Kinder-
betreuungsplatzen lasst sich in der Bezirksregion Mariendorf Nord (Nummer
07501031) in vorhandenen Kindertageseinrichtungen decken. Es besteht somit fur die
Vorhabentréagerin keine Verpflichtung zur Errichtung einer Kindertageseinrichtung zur
Deckung des durch das Vorhaben entstehenden Bedarfs oder zur Tragung von
Kosten, die Berlin aus einer Errichtung oder Erweiterung einer Kindertageseinrichtung
entstehen. Die Bedarfsermittiung (Anlage 13) wurde mit der Vorhabentragerin
erortert und wird von ihr anerkannt.
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87
Sozialbaustein

1) Die Vorhabentragerin verpflichtet sich, auf der in der Anlage 8 rot schraffierten Flache
ein Gebaude zu errichten, das die folgenden Anforderungen erfillt:

a)

b)

Geschossflachen im Umfang von mindestens 1.400 m2 sind ausschlielich fir
soziale Einrichtungen und deren Trager zur Nutzung zur Verfligung zu stellen (im
Weiteren der ,Sozialbaustein“). Der Sozialbaustein ist mit dieser Mindest-
geschossflache dauerhaft zu erhalten.

Geschossflachen im Umfang von weiteren 1.400 m2 sind far forderfahige
Wohnungen zur Verfigung zu stellen und sind Personen/ Haushalten mit
Unterstitzungsbedarf i.S.v. 8 1 Abs. 2 WoFG zu uberlassen.

Auf diese forderfahigen Wohnungen finden die Bestimmungen des § 11 dieses
Vertrags grundsatzlich Anwendung. Um das Angebot des Tragers i.S.v. Absatz 2
im Sozialbaustein zu ergénzen, haben sich die Parteien jedoch darauf verstandigt,
dass die Vermietung der im Gebaude zu errichtenden geférderten Wohnungen
unter Mitwirkung des in Absatz 2 genannten Tragers erfolgen soll, damit die
Belegung dieser Wohnungen vorrangig durch Menschen mit besonderem
Unterstitzungsbedarf (und Wohnberechtigungsschein gemall 8§27 WOoFG)
erfolgen kann, die zuvor bereits in einer sozialen Einrichtung des Sozialbausteins
oder einer vergleichbaren Einrichtung betreut wurden. Fur die Mitwirkung haben
sich die Parteien auf folgende Maf3gaben geeinigt:

(i) Es wird grundsatzlich angestrebt, dass samtliche Wohnungen an einen Trager
i.S.v. Absatz 2 als Generalmieter vermietet und durch diesen Trager wiederum
an Individualpersonen / Haushalte untervermietet werden. Fir die Dauer des
Generalmietvertrages soll nach § 30 Abs. 1 oder 2 (generelle Freistellung fur
alle Wohnungen im Geb&ude) i.V.m. Abs. 3 (unter Absehen von einem
Ausgleich) WoFG verfahren werden.

(i) Ist die in (i) angestrebte Vermietung nicht im Einklang mit den geltenden
Wohnungsbauférderungsbestimmungen méglich, so wird angestrebt, dass der
Trageri.S.v. Absatz 2 ein Vorschlagsrecht fiir geeignete Mieter der geforderten
Wohnungen im Sozialbaustein erhalt.

2) Die Vorhabentragerin wird die Raume im ,Sozialbaustein“ einem oder mehreren
geeigneten Trager(n) zum ortsiblichen Mietzins fir soziale Einrichtungen Uberlassen.
Bei dem Trager/den Tragern muss es sich um eine juristische Person handeln, die

a) entweder anerkannte Tragerin der freien Jugendhilfe im Sinne von 8§75

SGB VIl ist; oder

b) im Rahmen ihrer Tatigkeit eines der drei nachfolgenden Kriterien erfiillt:

- Verfolgung eines oder mehrerer der nachgenannten Zwecke (insgesamt
Zwecksetzung“): gemeinnitzige Zwecke i.S.v. 8§ 52 der Abgabenordnung
(AO), mildtatige Zwecke i.S.v. 8 53 AO oder kirchliche Zwecke i.S.v. § 54
AO; und

- Verwendung der finanziellen Mittel vorrangig zur Erflllung des satzungsmaliig
definierten Gemeinwohlzwecks (,Bedarfsgebundenheit*); und
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3)

1)

2)

3)

4)

- Berechtigung des Tragers, Offentliche Fordermittel gemafR den geltenden
einschlagigen Forderbestimmungen des Bundes oder des Landes Berlin in
Anspruch zu nehmen (,Forderfahigkeit®).

Die Auswahl des Tragers/der Trager erfolgt im Einvernehmen mit Berlin bzw. dem
Jugendamt des Bezirks Tempelhof-Schoneberg;

Die Vorhabentragerin wird auf Verlangen Berlins die Voraussetzungen des
Absatzes 2 lit a) oder b) beziehungsweise auf Verlangen des Jugendamtes die
Zwecksetzung, Bedarfsgebundenheit und Forderfahigkeit des Tragers nachvoll-
ziehbar darlegen. Berlin hat, sofern ein entsprechender Nachweis vorgelegt wurde,
innerhalb von 30 Tagen nach Vorlage des Nachweises das Einvernehmen zu erteilen;
wird das Einvernehmen nicht innerhalb dieser Frist unter Benennung zwingender
sachlicher Grinde versagt, gilt es mit Fristablauf als erteilt.

§8
Ausgleich; Biotop- und Artenschutz; Erhaltung pragender Landschaftsteile

Die Vorhabentragerin verpflichtet sich die Malinahmen auf dem Vorhabengrund-
stick gemaf Anlage 10 unter Beachtung der in 8 5 geregelten Fristen umzusetzen.

Durch das Vorhaben entstehen unvermeidbare Beeintrachtigungen von Natur und
Landschaft, die anteilig durch ErsatzmafRhahmen aufRerhalb des Plangebietes auf
Flachen der Friedhofe ,Zum Heiligen Kreuz“ und ,Dreifaltigkeit III“ des Evangelischen
Friedhofsverbandes Berlin Stadtmitte kompensiert werden. Die genaue Lage und Art
der durchzufiihrenden MaRnahmen ergeben sich aus der Ubersicht in Anlage 11.

Die Vorhabentragerin verpflichtet sich, die Mallnhahmen gemall Anlage 11 und
gemal den Regelungen zu Fristen in 8 5 umzusetzen. Hierzu wurden Regelungen in
einem Vertrag zwischen der Vorhabentrdgerin und dem Evangelischen
Friedhofsverband Berlin Stadtmitte vereinbart. Der Vertrag der Vorhabentragerin tiber
die Malnahmen gemdR Absatz 2 st Berlin vor Unterzeichnung des
Durchfiihrungsvertrags vorgelegt worden; die zustandigen Fachamter (Umwelt- und
Naturschutzamt, Stadtplanungsamt) stimmen ihm zu.

Die Vorhabentragerin wird die Mal3nahmen gemal den Absétzen 1 und 2 im Ein-
vernehmen mit dem Umwelt- und Naturschutzamt durchfiihren und die Fertigstellung
der MaRnahmen dem Umwelt- und Naturschutzamt sowie dem Stadtentwicklungsamt
nachweisen. Sollten sich dabei Anderungen im Vergleich zu den Unterlagen gemaR
den Absétzen 1 und 2 ergeben, sind diese mit dem Umwelt- und Naturschutzamt
einvernehmlich abzustimmen.

Die zustandigen Fachamter sind fir eine fristgerechte Herstellung der Malinahmen
zur Mitwirkung verpflichtet. Die Vorhabentragerin wird, tber die in den Absétzen 1 und
2 vereinbarten AusgleichsmalBhahmen hinaus, die artenschutzrechtlichen
Vermeidungsmalinahmen gemald Anlage 12 bei der Planung und Realisierung des
Vorhabens bertcksichtigen und durchfuhren. Sie wird diese Mafinahmen und deren
Anpassung auf die jeweiligen Artengruppen vor deren Durchfihrung mit dem
bezirklichen Umweltamt abstimmen, durch einen Fachgutachter betreuen lassen und
die Umsetzung dem bezirklichen Umweltamt sowie dem Stadtentwicklungsamt
nachweisen. Grundlage fir die Abstimmung bilden die Ausfihrungen im
Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag.
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§ 8a
Walderhaltungsabgabe

1) Bei der Durchfihrung des Bebauungsplans 7-85 VE werden Teilflachen der vor-
handenen Waldflachen in andere Arten der Nutzung umgewandelt. Diese
Umwandlung ist nach 89 des Bundeswaldgesetzes in Verbindung mit 86
Landeswaldgesetz Berlin (LWaldG) genehmigungsbedirftig. Gemal § 6 Abs. 3
LWaldG steht es der Genehmigung gleich, wenn ein Bebauungsplan eine ander-
weitige Nutzung festsetzt und die hierfur erforderliche vollstandige forstrechtliche
Kompensation (in diesem Fall die Walderhaltungsabgabe) in einem stadtebaulichen
Vertrag geregelt wird. Daher erfolgen erganzend zum Bebauungsplan 7-85 VE die
nachfolgenden Regelungen und Verpflichtungen zur forstrechtlichen Kompensation.

2) Die erforderliche forstrechtliche Kompensation ist auf Grundlage des Leitfadens zur
Waldumwandlung und zum Waldausgleich im Land Berlin, Band 2: Modell zur
Bewertung des Waldbestandes (2023) im Waldgutachten von Dr. Szamatolski
Schrickel Planungsgesellschaft mit Stand vom 04.06.2026 dargelegt. Im Wald-
gutachten wird das Kompensationserfordernis fur Flachen im Geltungsbereich des
Bebauungsplans 7-85 VE als hoch eingestuft. Die Ergebnisse des Gutachtens
wurden gemal § 5 Nr. 2 LWaldG mit den Berliner Forsten einvernehmlich abge-
stimmt.

3) Die Waldumwandlungsgenehmigung gilt gemaR § 6 Abs. 3 LWaldG erst mit den
unter Absatz 5 genannten Bedingungen unter Berticksichtigung der Begrindung mit
Umweltbericht sowie der vollstandigen Zahlung der nachfolgend in Absatz 4
vereinbarten Walderhaltungsabgabe an die Berliner Forsten als erteilt.

4) Die Vertragspartner stimmen darin tiberein, dass die erforderliche Kompensation fir
den Bebauungsplan 7-85 VE im Wege der Zahlung einer Walderhaltungsabgabe
gemal § 6 Abs. 4 LWaldG erfolgt. Die Vertragspartner erkennen die dem Gutachten
zugrunde liegende Berechnung der Walderhaltungsabgabe an und stimmen dieser
zu Die Vorhabentragerin ist hierbei zur Zahlung der Walderhaltungsabgabe nach
8 6 Abs. 4 LWaldG in Ho6he von 317.859,05 EUR verpflichtet. Die Walderhaltungs-
abgabe ist auf ein noch zu benennendes Konto der Berliner Forsten einzuzahlen.
Das zugehorige Kassenzeichen wird von den Berliner Forsten auf Anfrage der
Vorhabentragerin mitgeteilt.

5) Die Vorhabentragerin verpflichtet sich, den in Absatz 4 genannten Gesamtbetrag
innerhalb von vier Wochen nach Inkrafttreten des Bebauungsplans 7-85 VE oder mit
Erteilung der ersten Baugenehmigung aufgrund von 8§ 33 BauGB (vorgezogene
Planreife) vollstandig an die Berliner Forsten zu entrichten. Der Nachweis Uber die
Zahlung der Walderhaltungsabgabe ist durch die Vorhabentragerin ebenfalls
innerhalb von vier Wochen gegentber Berlin — Bezirksamt Tempelhof-Schoneberg,
Fachbereich Stadtplanung — zu fuhren. Der Zahlungsanspruch ist nach Mal3gabe
von 8 13 dieses Vertrages durch Burgschaft gesichert.

6) Nach erfolgter Zahlung gemaR Absatz 5 werden die Berliner Forsten der Vorhaben-
tragerin sowie dem Bezirksamt Tempelhof-Schoneberg eine Zahlungsbestatigung
ausstellen.

7) Mit der MaRnahme der Waldumwandlung darf erst nach vollstandiger Zahlung der
Walderhaltungsabgabe begonnen werden. Die Malinahmen sind im Zeitraum vom
01. Oktober bis zum 28. Februar eines jeden Jahres durchzufiihren und durch die
Vorhabentragerin eigenverantwortlich mit den zustandigen Behdrden abzustimmen.
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8) Der Beginn von Rodungen ist spatestens zwei Wochen vor Beginn der Malinahmen
schriftlich bei den Berliner Forsten (E-Mail: Walderhalt@forsten.berlin.de) anzu-
zeigen. Die artenschutz- und naturschutzrechtlichen Regelungen sind bei der
Rodung zu beachten.

Teil Il
Ubernahme der dem Land Berlin entstehenden Folgekosten

§9
Kosten fur Grundschulerweiterung

1) Durch den von der Vorhabentragerin geplanten Wohnungsbau entsteht nach den
diesem Vertrag zugrundeliegenden Berechnungen ein Bedarf an 28 Platzen in Grund-
schulen. Die Berechnungen basieren auf einem standardisierten Verfahren und den
in Berlin zugrunde zu legenden Richtwerten.

2) Der sich ergebende Bedarf an Grundschulplatzen kann in den vorhandenen Grund-
schulen des Einschulungsbereichs der Schulplanungsregion Mariendorf nicht gedeckt
werden. Die Bedarfsermittlung (Anlage 14) wurde mit der Vorhabentragerin erdrtert
und wird von dieser anerkannt.

3) Berlin erweitert derzeit (2025 bis voraussichtlich 2027) die Schatzelberg-Grundschule
um 288 Platze. Die Planung der Grundschulerweiterung erfolgte unter Berick-
sichtigung des Vorhabens der Vorhabentragerin sowie weiterer Bauvorhaben. Die
Erweiterung dient daher sowohl der Deckung des ausgeldsten Bedarfs durch das
Vorhaben der Vorhabentragerin als auch des durch weitere Vorhaben ausgelosten
Bedarfs. Nach der vorliegenden Kostenschatzung des Schultréagers belaufen sich die
durchschnittlichen Kosten der geplanten Grundschulerweiterung auf 50.000,00 € pro
Platz. Die Kostenschatzung wurde mit der Vorhabentragerin erértert und wird von
dieser anerkannt. Hinzu kommt ein Aufschlag in Hohe von 10 % zum Ausgleich
unwesentlicher Abweichungen vom Schétzbetrag, so dass der Kostenbeitrag der Vor-
habentragerin sich auf 55.000,00 Euro belauft (vgl. Anlage 3). Die Vorhabentragerin
Ubernimmt die Kosten der Erweiterung anteilig fir den von ihrem Vorhaben aus-
geldsten Bedarf im Umfang von 28 Platzen. Dies entspricht ausgehend von den kalku-
lierten Gesamtkosten (Herstellungs- ohne Grundstickskosten, mit 10 %-Aufschlag)
einem Maximalbetrag in Hohe von 1.540.000,00 Euro brutto.

4) Der Zahlungsanspruch wird zwei Monate nach Zugang der Anzeige des Baubeginns
der Grundschulerweiterung, jedoch nicht vor Wirksamkeit dieses Vertrages, bei der
Vorhabentragerin fallig. Er ist nach MalRRgabe von § 13 dieses Vertrags durch
Birgschaft gesichert.

5) Berlin wird die geplante Erweiterung der Grundschule spétestens bis zum Ablauf
einer Frist von finf Jahren ab der bezugsfertigen Herstellung von 50 Prozent der im
Vertragsgebiet geplanten Wohnungen abschliel3en. Die Vorhabentragerin verpflichtet
sich zur unverziglichen Anzeige, sobald 50 Prozent der geplanten Wohnungen
bezugsfertig hergestellt sind. Die Frist aus Satz 1 beginnt erst nach Zugang der
Anzeige beim Stadtentwicklungsamt und Schulamt des Bezirks.

6) Die von Berlin angebotene Mdglichkeit zur endgultigen Ablosung des sich aus
diesem Paragrafen ergebenden Zahlungsanspruchs nimmt die Vorhabentragerin an.
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1)

2)

3)

4)

5)

6)

Der Zahlungsanspruch wird durch Zahlung des in Absatz 3 genannten Betrags end-
gultig abgeldst. Die Vertragspartner verzichten auf eine Abrechnung der Mal3nahme
und die Fuhrung entsprechender Nachweise. In Bezug auf die tatsachlich entstehen-
den Aufwendungen fiir die Erweiterung der Grundschule verzichtet das Land Berlin
auf Nachforderungen wegen hoherer Kosten und die Vorhabentragerin auf Rick-
forderungen wegen geringerer Kosten.

§10
Kosten fir 6ffentliche Spielflachen

Durch den von der Vorhabentragerin geplanten Wohnungsbau entsteht nach den
diesem Vertrag zugrundeliegenden Berechnungen ein Bedarf in Héhe von 524 gm
offentlichen Spielflachen. Die Berechnungen basieren auf einem standardisierten Ver-
fahren und den in Berlin zugrunde zu legenden Richtwerten (Richtwert gemaf § 4
Kinderspielplatzgesetz). Der sich hieraus ergebende Bedarf an 6ffentlichen Spiel-
flachen ist in der Umgebung des Bauvorhabens zurzeit nicht gedeckt. Die Bedarfs-
deckung soll durch Erweiterung des bestehenden Spielplatzes oder einen Neubau
eines Spielplatzes an geeigneter anderer Stelle in der Grinanlage Schéatzelberge
erfolgen. Hierfir werden Flachen Berlins verwendet. Die Vorhabentragerin leistet fur
die benttigten Flachen einen Wertausgleich an Berlin in Hohe des fir 6ffentliche
Grinflachen anzusetzenden Wertes von 30,00 Euro pro gm.

Nach den vorliegenden, auf Erfahrungswerten basierenden Kostenschéatzungen der
Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen belaufen sich die durch-
schnittlichen Kosten eines Neubaus o6ffentlicher Spielplatzflache auf 235,00 Euro
brutto pro gm Netto-Spielflache.

Die Vorhabentragerin Ubernimmt die Kosten des Neubaus bzw. der Erweiterung
anteilig fur den von ihrem Vorhaben ausgeldosten Bedarf gemal den Abséatzen 1 und
2 im Umfang von insgesamt 524 gm. Dies entspricht ausgehend von den kalkulierten
Gesamtkosten einem Betrag in Héhe von 180.780,00 Euro brutto. Die Bedarfs-
ermittlung und Kostenschatzung wurde mit der Vorhabentragerin erdrtert und wird von
dieser anerkannt.

Der Zahlungsanspruch wird zwei Monate nach Zugang der Anzeige des Baubeginns
des Spielplatzes bzw. der Erweiterung, nicht jedoch vor Wirksamkeit dieses Vertrages,
bei der Vorhabentragerin fallig. Er ist nach Maf3gabe von § 13 dieses Vertrags durch
Birgschaft gesichert.

Berlin wird den Neubau bzw. die geplante Erweiterung des Spielplatzes spatestens
bis zum Ablauf einer Frist von funf Jahren ab der bezugsfertigen Herstellung von 50
Prozent der im Vertragsgebiet geplanten Wohnungen abschliel3en. Die Vorhaben-
tragerin verpflichtet sich zur unverziiglichen Anzeige, sobald 50 Prozent der geplanten
Wohnungen bezugsfertig hergestellt sind. Die Frist aus Satz 1 beginnt erst nach
Zugang der Anzeige beim Stadtentwicklungsamt und Grinflachenamt des Bezirks.

Die von Berlin angebotene Mdglichkeit zur endgiltigen Ablésung des sich aus
diesem Paragrafen ergebenden Zahlungsanspruchs nimmt die Vorhabentragerin an.
Der Zahlungsanspruch wird durch Zahlung des in Absatz 3 genannten Betrags end-
gultig abgeldst. Die Vertragspartner verzichten auf eine Abrechnung der Mal3hahme
und die Fuhrung entsprechender Nachweise. In Bezug auf die tatsachlich entstehen-
den Aufwendungen fir den Neubau bzw. die Erweiterung der Spielplatzflache
verzichtet das Land Berlin auf Nachforderungen wegen hoéherer Kosten und die
Vorhabentragerin auf Rickforderungen wegen geringerer Kosten.
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1)

2)

3)

Teil IV: Bindungen im Mietwohnungsbau

§11
Mietpreisbindung und Belegungsbindung

Die Vorhabentragerin verpflichtet sich, auf den aus dem Flurstiick 128 der Flur 520
bzw. Flurstiick 29 der Flur 620 noch zu vermessenden, den Beteiligten nach Lage,
Zuschnitt und Flachenausmald in der Natur bekannten und in dem als Anlage 7
beigefugten Lageplan blau schraffierten Teilflachen von zusammen 1.789 gm

unter Beachtung der in § 5 Absatze 3 und 5 geregelten Fristen fur Antragstellung bzw.
Anzeige, Baubeginn und Fertigstellung

auf einer Geschossflache im Umfang von 7.860 gm

nach den Wohnungsbauférderungsbestimmungen des Landes Berlin forderfahige
Mietwohnungen zu errichten [mietpreis- und belegungsgebundene Wohnungen].

Fur diese Wohnungen gelten die in den folgenden Abséatzen bestimmten Mietpreis-
und Belegungsbindungen unmittelbar aus dem Vertrag, und zwar auch dann, wenn
aus von der Vorhabentragerin zu vertretenden Griinden Fordermittel aus dem
Wohnungsbauférderungsprogramm nicht oder nicht in dem vertraglich geschuldeten
Umfang gewahrt werden (s. Absatz 5). Bei von der Vorhabentragerin zu vertretenden
Nichtgewahrung von Fordermitteln sind die zum Zeitpunkt der Baugenehmigung oder,
soweit keine Genehmigung erforderlich ist, die zum Zeitpunkt der Einreichung der
erforderlichen Unterlagen bei der Bauaufsichtsbehdrde geltenden
Forderbestimmungen zur Bestimmung der Férderfahigkeit heranzuziehen.

Die Vorhabentragerin zeigt unter Beachtung der Fristen nach 8 5 Absatz 3 dieses
Vertrags spatestens bei Einreichung des Bauantrags oder im Falle der
Genehmigungsfreistellung bei Einreichung der erforderlichen Unterlagen gegentber
dem bezirklichen Wohnungsamt sowie dem Stadtentwicklungsamt an, welche Miet-
wohnungen in der vorbezeichneten Weise gebunden sind. Die Anzeige kann auch
durch Vorlage des Bewilligungsbescheides oder des Fordervertrages erfolgen. Als
Nachweis der fur die gebundenen Wohnungen genutzten Geschossflache hat die
Vorhabentragerin mit der Anzeige der gebundenen Wohnungen eine Geschoss-
flachenberechnung einer Vermessungsstelle im Sinne von 8 2 des Vermessungs-
gesetzes Berlin vorzulegen. Kommt die Vorhabentragerin der Anzeigepflicht auch
nach Aufforderung Berlins nicht innerhalb von vier Wochen nach, kann Berlin die
Bestimmung der gebundenen Mietwohnungen selbst nach billigem Ermessen vor-
nehmen. Soweit die Zahl der Wohnungen, welche dem nach den Wohnungsbau-
forderungsbestimmungen geforderten Standard entsprechen, hierfiir nicht ausreicht,
konnen auch andere der nach dem Bauantrag oder im Falle der Genehmigungs-
freistellung nach den einzureichenden Unterlagen geplanten Wohnungen bestimmt
werden.

Die Bindungsfrist betragt 30 Jahre ab mittlerer Bezugsfertigkeit. Soweit die mittlere
Bezugsfertigkeit nicht nach den Wohnungsbauforderbestimmungen von der
Investitionsbank Berlin (IBB) festgestellt wird, hat die Vorhabentrdgerin die
bezugsfertige Herstellung von funfzig Prozent der im Vertragsgebiet geplanten
gebundenen Wohnungen (mittlere Bezugsfertigkeit) gegeniber dem bezirklichen
Wohnungsamt sowie dem Stadtentwicklungsamt (Fachbereich Stadtplanung)
anzuzeigen. Die Frist beginnt in diesem Fall erst nach Zugang der Anzeige durch die
Vorhabentragerin. Die mit diesem Vertrag ebenfalls tbernommenen Bindungen aus
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4)

5)

6)

7)

noch zu erteilenden Férderbescheiden oder abzuschlieRenden Fordervertragen fir die
mietpreis- und belegungsgebundenen Wohnungen gelten unabhangig von einem
etwaigen vorzeitigen Erléschen forderrechtlich begriindeter Bindungen fort.

Wahrend der Bindungsfrist gelten die Mietpreis- und Belegungsbindungen fir die nach
den Berliner Wohnungsbauférderungsbestimmungen geférderten mietpreis- und bele-
gungsgebundenen Wohnungen nach MalRgabe der sich aus dem zu beantragenden
Bewilligungsbescheid oder dem abzuschlieBenden Fordervertrag ergebenden
Regelungen. Diese sind zugleich unmittelbar Gegenstand der mit diesem Vertrag
eingegangenen Verpflichtungen.

Unbenommen von und vorbehaltlich abweichender Regelungen in Bewilligungs-
bescheid und Fordervertrag oder soweit die Vorhabentragerin auf die Einreichung
eines bewilligungsfahigen Antrags auf Forderung fur die zu errichtenden mietpreis-
und belegungsgebundenen Wohnungen verzichtet, einen solchen eingereichten
Antrag vor Bewilligung zurlickzieht oder auf die bewilligte Forderung verzichtet oder
soweit aufgrund eines sonst von der Vorhabentragerin zu vertretenden Umstands die
Forderung nicht oder nicht in dem beantragten Umfang bewilligt wird, gelten die sich
aus den folgenden Absétzen 6 bis 8 ergebenden Mietpreis- und Belegungsbindungen:

In den Fallen des Absatz 5 dirfen die mietpreis- und belegungsgebundenen
Wohnungen wahrend der Bindungsfrist nur Haushalten zum Gebrauch Uberlassen
werden, die ihre Wohnberechtigung gegen Ubergabe eines nach § 27 des Gesetzes
Uber die soziale Wohnraumférderung (WoFG) ausgestellten und zum Zeitpunkt der
Ubergabe im Land Berlin giiltigen Wohnberechtigungsscheines (WBS) nachweisen
und die berechtigten Haushalte die Einkommensgrenze nach 8§ 9 Absatz 2 WoFG
von 140 Prozent nicht Gberschreiten.

Von der Verpflichtung zur Vorlage eines Wohnberechtigungsscheines wird abge-
sehen, soweit Wohnraum an Klienten/innen anerkannt gemeinndtziger,
sozialpadagogischer oder therapeutischer Einrichtungen zu deren Nutzung vermietet
wird und das bezirkliche Wohnungsamt dem zustimmt. Soweit aufgrund
forderrechtlicher Bestimmungen eine Freistellung nach § 30 WoFG erforderlich ist,
tritt diese an die Stelle der Zustimmung des bezirklichen Wohnungsamtes. Die
Parteien sind sich dartber einig, dass bei Erfordernis einer solchen Freistellung die
Voraussetzungen des 8§ 30 Abs. 3 WoFG fir das Absehen von einem Ausgleich
vorliegen, da fur die Uberlassung von Wohnraum an Klienten des in § 7 Abs. 2
genannten Tragers ein Uberwiegendes offentliches Interesse zu bejahen ist.

In den Fallen des Absatz 5 darf der vereinbarte Mietzins (Nettokaltmiete ohne kalte
und warme Betriebskosten) wahrend der Bindungsfrist die sich aus den folgenden
Bestimmungen ergebenden Betrage nicht Gberschreiten:

a. Die anfangliche monatliche Mieth6he (nettokalt — ohne kalte und warme Betriebs-
kosten) betragt fur die gebundenen Wohnungen maximal 7,00 Euro je gm
Wohnflache.

b. Die monatliche Bewilligungsmiete darf alle zwei Jahre ab mittlerer
Bezugsfertigkeit erhéht werden; erstmalig zum Monatsersten, der nach Ablauf von
zwei Jahren ab mittlerer Bezugsfertigkeit der gebundenen Wohnungen folgt. Die
Erhdhung betragt bis zum Ablauf des vierzehnten Jahres nach mittlerer
Bezugsfertigkeit bis zu 0,20 Euro je gm Wohnflache, danach bis zu 0,25 Euro je
gm Wohnflache.

Seite 15 von 27



c. Die Mietbindungen (anfangliche Mieththe und Mietentwicklung) dirfen die
Miethohe vergleichbarer, nicht preisgebundener Wohnungen nicht tberschreiten.

d. Der Mieter kann sich gegeniber dem Vermieter auf die Bestimmung dieses
Vertrags Uber die héchstzulassige Miete und die sonstigen Bestimmungen zur
Mietbindung berufen. Hierzu hat ihm der Vermieter die erforderlichen Auskinfte
zu erteilen.

e. Es sind unbefristete Mietvertrdge abzuschliel3en. Der Abschluss eines Staffel-
mietvertrags wahrend des Mietpreis- oder Belegungsbindungszeitraums ist unzu-
lassig. Ebenso ist kein Mietvertrag abzuschliel3en, der ein bedingt aufschiebendes
Mieterh6hungsverlangen nach Bindungsende enthalt.

f. Im Mietvertrag ist fir den Fall einer Untervermietung eine Anzeigepflicht des/der
Mieters/in an den/die Vorhabentrdger/in beziehungsweise an den/die
Verflgungsberechtigte/n oder eine/n berechtigte/n Vertreter/in vorzusehen.

g. Provisionen fur die Vermittiung und Vermietung der geférderten Wohnungen
durfen nicht gefordert werden.

h. Die Vorhabentragerin darf

a. eine Leistung zur Abgeltung von Betriebskosten nur nach MalRgabe der
8§ 556, 556a und 560 BGB und

b. eine einmalige oder sonstige Nebenleistung nur insoweit, als sie nach den
Vorschriften des Landes oder nach den Bestimmungen der Férderzusage
zugelassen ist,

fordern, sich versprechen lassen oder annehmen.

i. Die Vorhabentragerin darf die Vermietung der mietpreis- und
belegungsgebundenen Wohnungen nicht von der Vermietung von zu
Wohnzwecken ungeeigneten Raumen (zum Beispiel Kellerrdume, Garagen)
abhangig machen.

j. Die Vorhabentragerin darf Mieterhéhungen wéahrend des Bindungszeitraums
aufgrund von ModernisierungsmalRhahmen nur geltend machen, soweit sie
gegeniber dem bezirklichen Wohnungsamt als zusténdiger Stelle belegen kann,
dass diese auf Umstanden beruhen, die sie nicht zu vertreten hat, oder dass die
betroffenen Mieterhaushalte der Mieterh6hung zugestimmt haben. In diesen
Fallen ist eine Genehmigung zu erteilen. Die Umlage der nach § 559 Absatz 1 und
§ 559a Absatz 1 BGB aufgewendeten Modernisierungskosten darf hochstens
6 Prozent betragen.

k. Die Bildung von Wohneigentum fiir die mietpreis- und belegungsgebundenen
Wohnungen wahrend des Bindungszeitraums ist nicht zulassig.

8) Die Vorhabentragerin hat bis zum Ablauf der Mietpreis- und Belegungsbindung
gegeniuber dem bezirklichen Wohnungsamt die Einhaltung der oben genannten
Bindungen bei jeder Wiedervermietung durch Vorlage des Mietvertrags sowie des
Wohnberechtigungsscheins des/der Mieters/in nachzuweisen. Die Vorhabentragerin
Ubergibt dem bezirklichen Wohnungsamt jahrlich zum 31. Dezember eine Mieterliste
mit Angabe des jeweiligen Mietzinses fur die in Absatz 1 genannten Wohnungen. Die
vorgenannten Nachweispflichten greifen nicht, wenn und soweit die Vorhabentragerin
aufgrund férderrechtlicher Bestimmungen vergleichbare Nachweise gegentber der
Investitionsbank Berlin beizubringen hat.
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9) Die Vertragspartner gehen ibereinstimmend davon aus, dass zur Umsetzung der sich
aus diesem Paragrafen ergebenden Verpflichtungen Fordermittel nach den
Wohnungsbauférderungsbestimmungen Berlins bereitstehen. Sofern der Vorhaben-
tragerin auf ihren vollstandigen und férderfahigen Antrag hin vom Land Berlin keine
Wohnungsbauférderung bewilligt wird oder wenn die Zahl der ihr bewilligten geférder-
ten Wohnungen den nach Absatz 1 geforderten Umfang unterschreitet, entfallt die
Verpflichtung nach Absatz 1 im Umfang der nicht geférderten Wohnungen. In diesen
Féllen sind die nach 8§ 15 bereits zur Sicherung der Belegungsbindung erfolgten
Eintragungen ins Grundbuch zu l6schen, oder — im Fall der teilweisen Bewilligung —
auf die geftérderten Wohnungen zu beschranken. Die Vertragspartner verpflichten
sich, die hierzu erforderlichen Erklarungen abzugeben.

Eine  dariber hinausgehende Bindung an die Bewilligung von
Wohnungsbauférdermitteln besteht nicht.

10) Soweit die fur die Wohnungsbauférderung maf3geblichen Bestimmungen nach
Vertragsabschluss geandert werden und die Wohnungsbauférderung fir das
Vorhaben auf dieser Grundlage gewahrt wird, gelten die vorgenannten Mietpreis- und
Belegungsbindungen aus diesem Vertrag mit folgenden MalRgaben: Anstelle der in
den Absatzen 6 bis 8 bestimmten Konditionen der Mietpreis- und Belegungsbindungen
gelten die hierauf bezogenen Konditionen der dann anzuwendenden neuen
Wohnungsbauférderungsbestimmungen entsprechend. Im Falle alternativer Forder-
varianten gelten diejenigen Konditionen, die den in diesem Vertrag geregelten am
nachsten kommen. Die Dauer der Bindungen betragt auch in diesem Fall unabhangig
von gegebenenfalls abweichenden férderrechtlichen Bestimmungen mindestens 30
Jahre.

Teil V: Erschliel3ung

8§12
ErschlieBungspflicht

Der Vorhabentrager verpflichtet sich zur Herstellung der im Vorhabengebiet vor-
gesehenen privaten ErschlieBungsanlagen (innere ErschlieRung) nach Maf3gabe des
Bebauungsplans und dieses Vertrages.

Des Weiteren verpflichtet er sich zur Herstellung sowie zur kostenfreien Ubergabe der
ErschlieBungsanlagen aufRerhalb des Vorhabengebiets nach MalRgabe des
ErschlielBungsvertrages (&ufRere ErschlielBung, vgl. §18), die fir die geplante
Bebauung im Vertragsgebiet erforderlich sind.
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Teil VI
Sicherung der Vertragserflllung, Haftungsausschluss

§13
Finanzierungsbestatigung und Sicherheitsleistungen

1) Die Vorhabentragerin hat Berlin eine Finanzierungsbestatigung eines Kreditinstituts

oder Kreditversicherers vorgelegt, das/der in der Europaischen Gemeinschaft, in
einem Staat der Vertragsparteien des Abkommens iber den Européaischen Wirt-
schaftsraum oder in einem Staat der Vertragsparteien des WTO-Abkommens uber
das o6ffentliche Beschaffungswesen zugelassen ist. Aus der Finanzierungsbestatigung
geht hervor, dass die Bank die voraussichtliche Wirtschaftlichkeit der MaRhahme
geprift hat, zur Bereitstellung erforderlicher Fremdmittel grundsatzlich bereit ist und
dass aufgrund der von der Bank gepruften Bonitat der Vorhabentragerin zu erwarten
ist, dass diese die erforderlichen Eigenmittel aufbringt.

2) Zur Sicherung der sich aus diesem Vertrag fUr die Vorhabentragerin ergebenden

3)

Verpflichtungen geman 8§ 8 bis 8§ 10 leistet sie spatestens bis zum In-Kraft-Treten des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans oder, wenn eine Baugenehmigung nach § 33
Baugesetzbuch beantragt wird, spatestens bis zum Zeitpunkt der Antragstellung
Sicherheit durch Ubergabe unbefristeter selbstschuldnerischer Biirgschaften eines
Kreditinstituts oder Kreditversicherers, das/der in der Européaischen Gemeinschatft, in
einem Staat der Vertragsparteien des Abkommens Uber den Européischen
Wirtschaftsraum oder in einem Staat der Vertragsparteien des WTO-Abkommens tber
das offentliche Beschaffungswesen zugelassen ist. Im Einzelnen sind dies:

a. eine Blrgschaft zur Sicherung des Zahlungsanspruchs aus § 8a dieses Vertrags
in Bezug auf den durch die Vorhabentragerin zu leistende Walderhaltungs-
abgabe in Hohe von 317.859,05 EUR,

b. eine Blrgschaft zur Sicherung des Zahlungsanspruchs aus § 9 dieses Vertrags
in Bezug auf die durch Berlin zu errichtende bzw. zu erweiternde Grundschule in
maximaler Hohe von 1.540.000,00 Euro,

c. eine Blrgschaft zur Sicherung des Zahlungsanspruchs aus § 10 dieses Vertrags
in Bezug auf die durch Berlin zu errichtenden bzw. zu erweiternden 6ffentlichen
Spielflachen in Hohe von 180.780,00 Euro,

Erfullt die Vorhabentragerin ihre Verpflichtung nicht, nicht fristgerecht oder fehlerhatt,
so ist Berlin berechtigt, ihr schriftlich eine angemessene Frist zur Ausfiihrung der
Arbeiten zu setzen. Erfillt die Vorhabentragerin bis zum Ablauf dieser Frist die
vertraglichen Verpflichtungen nicht, so ist Berlin berechtigt, die Arbeiten auf Kosten
der Vorhabentragers/in auszufiihren, ausfihren zu lassen, in bestehende Werk-
vertrage einzutreten und noch offenstehende eigene Forderungen Dritter zur Erfillung
der Verpflichtungen aus diesem Vertrag aus der jeweiligen Birgschaft zu befriedigen.

Bei Erbringung der durch Birgschaft gesicherten Verpflichtungen werden die
Burgschaften in Teilbetragen freigegeben. Diese Teilbetrage und deren Freigabe-
voraussetzungen richten sich nach nachfolgenden Tabellen:
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4) Zu 8§ 13 2) a. Burgschaft zur Entrichtung der Walderhaltungsabgabe

Gesamthohe Birgschaft 317.859,05 €
brutto/netto
Freigabe nach Zahlung der Zahlungsverpflichtung gemaf 317.859,05 €

§ 8a (nach Vorlage Zahlungsbeleg) bzw. nach Entfall der
Zahlungsverpflichtung

Zu § 13 2) b. Birgschaft zur Kostentibernahme fiir Grundschulplatze

Maximale Gesamthohe Burgschatt, tatsachliche Bestimmung auf 1.540.000,00 €
Grundlage der Kostenschéatzung der Grundschulerweiterung brutto/netto

Freigabe nach Zahlung der Zahlungsverpflichtung gemaf § 9 1.540.000,00 €
(nach Vorlage Zahlungsbeleg) bzw. nach Entfall der
Zahlungsverpflichtung

Zu § 13 2) c. Birgschaft zur Kosteniibernahme der 6ffentlichen Spielflachen

Gesamthohe Burgschaft 180.780,00 €
brutto/netto
Freigabe nach Zahlung der Zahlungsverpflichtung gemafi § 10 180.780,00 €

(nach Vorlage Zahlungsbeleg) bzw. nach Entfall der
Zahlungsverpflichtung

4) Im Falle der Zahlungsunféhigkeit der Vorhabentragerin ist Berlin berechtigt, noch
offenstehende eigene Forderungen oder Forderungen Dritter gegen die Vorhaben-
tragerin zur Erfillung der Verpflichtungen aus diesem Vertrag aus den jeweiligen
Birgschaften zu befriedigen.

5) Die Birgschaftsurkunden mussen den Verzicht des Birgen auf die Einreden der
Anfechtung, Aufrechnung und Vorausklage gemaf3 88 770, 771 BGB und auf Hinter-
legung enthalten. Dies gilt nicht fur die Aufrechnung mit unbestrittenen oder rechts-
kréaftig festgestellten Forderungen.

6) Die Kosten fir die Beibringung der Birgschaften und samtliche damit verbundenen
Kosten tragt die Vorhabentragerin.

§14
Vertragsstrafe

1) Bei Nichteinhaltung der Pflichten aus diesem Vertrag sind von der Vorhabentragerin
Vertragsstrafen nach Mal3gabe der folgenden Bestimmungen zu zahlen. Soweit an
anderer Stelle dieses oder eines anderen mit der Vorhabentragerin geschlossenen
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2)

3)

4)

5)

Vertrags Vertragsstrafen vereinbart werden bzw. wurden, bleiben diese hiervon un-
berthrt.

Berlin kann unbeschadet seiner sonstigen Rechte eine Vertragsstrafe zudem ver-
langen, wenn die Vorhabentrdgerin der aus 8 11 dieses Vertrages begriindeten
Verpflichtung zur Errichtung mietpreis- und belegungsgebundener Wohnungen
in dem vereinbarten Umfang trotz angemessener Nachfristsetzung nicht fristgerecht
nachkommt. Die Vertragsstrafe kann sowohl bei nicht fristgerechter Antragstellung
bzw. Bauvorlage als auch bei nicht fristgerechtem Baubeginn und bei nicht frist-
gerechter Fertigstellung geltend gemacht werden. Die HOhe der Vertragsstrafe
betragt je Verstol} bis zu einem Prozent der geschétzten Gesamtkosten (Investitions-
volumen) der zu errichtenden mietpreis- und belegungsgebundenen Wohnungen.
Berlin ist berechtigt, die vorgenannten Vertragsstrafen wiederholt bis zur Beendigung
des Verstol3es festzusetzen, wenn eine schriftlich gesetzte angemessene Nachfrist
von im Falle der verspateten Antragstellung/ Bauvorlage mindestens vier Wochen, im
Fall des verspateten Baubeginns mindestens zwolf Wochen und im Fall der ver-
spateten Fertigstellung mindestens sechs Monaten fruchtlos verstrichen sind. Die
Gesamthdhe, der nach diesem Absatz zu zahlenden Vertragsstrafen ist auf 5 Prozent
des Investitionsvolumens der zu errichtenden férderfahigen Wohnungen beschrankt.

Berlin kann unbeschadet seiner sonstigen Rechte eine Vertragsstrafe zudem ver-
langen, soweit die Vorhabentrégerin den nach 8 11 Absatz 8 bestehenden Nachweis-
pflichten in Bezug auf die Einhaltung der Mietpreis- und Belegungsbindungen
trotz einer Nachfristsetzung von vier Wochen nicht in der vertraglich geschuldeten
Weise nachkommt, die nach 8§ 11 Absatz 7 zu beachtende héchstzulassige Miete
Uberschreitet oder die belegungsgebunden Wohnungen an Nichtberechtigte
Uberlasst. Die Hohe der Vertragsstrafe bestimmt sich nach den Kriterien des § 33
WOoFG. Sie kann bei fortgesetzten Zuwiderhandlungen auch wiederholt festgesetzt
werden. Berlin wird diese Vertragsstrafe nicht geltend machen, soweit im Falle der
Wohnungsbauférderung bei Versto3 gegen entsprechende férderrechtliche
Bindungen nach § 33 WoFG eine Geldleistung erhoben wird.

Berlin kann unbeschadet seiner sonstigen Rechte eine Vertragsstrafe zudem ver-
langen, wenn die Vorhabentragerin der aus 8§ 7 dieses Vertrages begrindeten
Verpflichtung zur Errichtung des Sozialbausteins in dem vereinbarten Umfang
trotz angemessener Nachfristsetzung nicht fristgerecht nachkommt. Die Vertrags-
strafe kann sowohl bei nicht fristgerechter Antragstellung bzw. Bauvorlage als auch
bei nicht fristgerechtem Baubeginn und bei nicht fristgerechter Fertigstellung geltend
gemacht werden. Die Hohe der Vertragsstrafe betragt je Versto3 bis zu einem
Prozent der geschatzten Gesamtkosten (Investitionsvolumen) des zu errichtenden
Sozialbausteins. Berlin ist berechtigt, die vorgenannten Vertragsstrafen wiederholt bis
zur Beendigung des VerstoRRes festzusetzen, wenn eine schriftlich gesetzte
angemessene Nachfrist von im Falle der verspateten Antragstellung/ Bauvorlage
mindestens vier Wochen, im Fall des verspéteten Baubeginns mindestens zwolf
Wochen und im Fall der verspéateten Fertigstellung mindestens sechs Monaten
fruchtlos verstrichen sind. Die Gesamthohe, der nach diesem Absatz zu zahlenden
Vertragsstrafen ist auf 5 Prozent des Investitionsvolumens des zu errichtenden
Sozialbausteins beschrankt.

Berlin kann unbeschadet seiner sonstigen Rechte eine Vertragsstrafe zudem ver-
langen, wenn die Vorhabentrdgerin der aus 88 Absatz 3 dieses Vertrages
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begrindeten Verpflichtung zur Herstellung und zum Erhalt der Ausgleichs-
malnahmen auf den Friedhéfen in dem vereinbarten Umfang trotz angemessener
Nachfristsetzung nicht fristgerecht nachkommt. Die Vertragsstrafe kann bei nicht
fristgerechter Fertigstellung der Mal3hahmen geltend gemacht werden. Die Hohe der
Vertragsstrafe betragt je VerstolR bis zu einem Prozent der geschatzten Gesamt-
kosten der herzustellenden Mal3nahmen. Berlin ist berechtigt, die vorgenannten
Vertragsstrafen wiederholt bis zur Beendigung des Verstol3es festzusetzen, wenn eine
schriftlich gesetzte angemessene Nachfrist fir die MalRnahmen im Fall der verspéateten
Fertigstellung von mindestens sechs Monaten fruchtlos verstrichen sind. Die
Gesamthohe der nach diesem Absatz zu zahlenden Vertragsstrafen ist auf 5 Prozent
der Gesamtkosten der herzustellenden Maf3nahmen beschrankt.

6) Berlin kann unbeschadet seiner sonstigen Rechte eine Vertragsstrafe zudem ver-
langen, soweit die Vorhabentragerin ihrer Verpflichtung nach § 13 zur Ubergabe
von Birgschaften trotz einer Nachfristsetzung von vier Wochen nicht fristgerecht
oder nicht im gebotenen Umfang nachkommt. Die Hohe der Vertragsstrafe betragt
zwei Prozent der ausstehenden Birgschaftssumme. Die Vertragsstrafe kann bei fort-
gesetzter Pflichtverletzung jeweils nach nochmaliger Nachfristsetzung von vier
Wochen wiederholt verlangt werden.

7) Die genaue Hohe der Vertragsstrafe wird unter Berlcksichtigung des Einzelfalls,
insbesondere der Schwere des Verstol3es und des Grades des Verschuldens, durch
Berlin ermittelt. Treten mehrere VerstoRRe gleichzeitig auf, so werden die Vertrags-
strafen kumulativ fallig.

8) Ein Anspruch auf Zahlung der jeweiligen Vertragsstrafe besteht nicht, soweit die
Vorhabentragerin nachweisen kann, dass sie die Pflichtverletzung nicht zu vertreten
hat.

9) Die Vorhabentragerin hat die Vertragsstrafen innerhalb von vierzehn Tagen nach
Zahlungsaufforderung durch Berlin zu zahlen.

§15
Beschrénkt personliche Dienstbarkeiten und Baulasten

1) Zur weiteren Absicherung der nach § 11 des Vertrages ubernommenen Mietpreis-
und Belegungsbindungen verpflichtet sich die Vorhabentragerin, an den aus dem
Flurstiick 128 der Flur 520 bzw. Flursttick 29 der Flur 620 noch zu vermessenden,

den Beteiligten nach Lage, Zuschnitt und Flachenausmal’ in der Natur bekannten und
in dem als Anlage 7 beigefigten Lageplan blau schraffierten Teilflachen von
zusammen 1.789 gm (Baufelder c, e und f gemafl Bebauungsplan)

fur eine Geschossflache von insgesamt 7.860 gm

unwiderruflich eine beschrankt personliche Dienstbarkeit , Wohnungsbindungs-
recht” zugunsten des Landes Berlin zu bestellen. Die Bestellung erfolgt ausschlieR3lich
an erster Rangstelle/Gleichrang mit den weiteren nach diesem Vertrag eingetragenen
Rechten, fiir die nach 8 11 Absatz 1 des Vertrags noch zu bestimmenden Wohnungen.

Die zu bestellende Dienstbarkeit hat folgenden Inhalt:

.Die Wohnungen ... [nach genauer Lage und GréRe zu bezeichnen] dirfen nur von
Personen genutzt werden, die vom Dienstbarkeitsberechtigten (Wohnungsamt des
Bezirks Tempelhof-Schéneberg) benannt werden. Dem Dienstbarkeitspflichtigen
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steht ein Vorschlagsrecht zu. Die Benennung gilt als erteilt fir Personen, welche
die Voraussetzungen nach 81 Absatz1l der Berliner Verordnung uber die
Abweichung von den Einkommensgrenzen des 8§ 9 Absatz 2 WoFG in der jeweils
geltenden Fassung fur die Gewdhrung eines Wohnberechtigungsscheines ein-
halten. Die Benennung gilt auch als erteilt fir Personen, die Klienten/innen an-
erkannt gemeinniitziger, sozialpadagogischer oder therapeutischer Einrichtungen
sind. Die Wohnungen ... [nach genauer Lage und Grof3e zu bezeichnen] durfen
ferner nach Zustimmung des Dienstbarkeitsberechtigten an gemeinnutzige, sozial-
padagogische oder therapeutische Einrichtungen zu deren Nutzung und
Untervermietung an ihre Klienten/innen tberlassen werden.”

Nach Ablauf der Bindungsfrist nach 8 11 Absatz 3 bzw. Absatz 10 ist die Dienst-
barkeit zu I6schen. Berlin verpflichtet sich, nach Ablauf dieser Frist auf entsprechendes
Ersuchen des Eigentiimers auf Léschung zuzustimmen und die fur die Léschung
erforderlichen Erklarungen abzugeben.

2) Zur weiteren Absicherung der in 8 7 dieses Vertrages vereinbarten Nutzungsbindung
far Einrichtungen sozialer Trager verpflichtet sich die Vorhabentragerin, an der aus
dem Flurstick 128 der Flur 520 sowie dem Flurstick 29 der Flur 620 noch zu
vermessenden, den Beteiligten nach Lage, Zuschnitt und Flachenausmalf? in der Natur
bekannten und in dem als Anlage 8 beigefligten Lageplan rot schraffierten Teilflache
von 753 gm (Baufeld ¢ geméan Bebauungsplan)

fur eine Geschossflache von insgesamt 1.400 gm

unwiderruflich eine beschrankt persdnliche Dienstbarkeit , Nutzungsbindungsrecht
fur Einrichtungen sozialer Trager* zugunsten des Landes Berlin zu bestellen. Die
Bestellung erfolgt ausschlieB3lich an erster Rangstelle/Gleichrang mit den weiteren
nach diesem Vertrag eingetragenen Rechten.

Die zu bestellende Dienstbarkeit hat folgenden Inhalt:

.Der jeweilige Eigentimer des Grundstiicks [ ] verpflichtet sich gegentber dem
Land Berlin, die im Erdgeschoss sowie im ersten Obergeschoss gelegenen Raum-
lichkeiten mit einer Geschossflache im Umfang von mindestens 1.400 m?, die im
Gebaude auf der in Anlage 8 rot schraffierten und mit der Beschreibung ,Baufeld c*
gekennzeichneten Flache errichtet werden, dauerhaft fur keinen anderen Zweck als
fur den Betrieb sozialer Einrichtungen und die Nutzung durch deren Trager
bereitzustellen. Die Raumlichkeiten dirfen nur von Betreibern genutzt werden, die
entweder anerkannte Trager der freien Jugendhilfe im Sinne von § 75 Sozialgesetz-
buch VIII sind oder im Rahmen ihrer Tatigkeit eine der drei nachfolgenden Kriterien
erfullt:

- Verfolgung eines oder mehrerer der nachgenannten Zwecke: gemeinnitzige
Zwecke i.S.v. 8 52 der Abgabenordnung (AO), mildtatige Zwecke i.S.v. § 53 AO
oder kirchliche Zwecke i.S.v. § 54 AO; und

- Verwendung der finanziellen Mittel vorrangig zur Erfillung des satzungsmafig
definierten Gemeinwohlzwecks; und

- Berechtigung des Tragers, o6ffentliche Fordermittel gem&R den geltenden
einschlagigen Forderbestimmungen des Bundes oder des Landes Berlin in
Anspruch zu nehmen.*
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3)

4)

5)

6)

7)

8)

9)

Zur Sicherung der 6ffentlichen Durchwegung verpflichtet sich die Vorhabentragerin,
an der turkis gekennzeichneten Teilflache in dem als Anlage 9 beigefiigten Lageplan
unwiderruflich eine beschrankt personliche Dienstbarkeit zur ,Offentlichen Durch-
wegung” zugunsten der Offentlichkeit zu bestellen. Einvernehmlich wird in der Dienst-
barkeit geregelt, dass wahrend festgelegter Schliel3zeiten (taglich zwischen 19:00 und
07:00 Uhr) der Durchgang nicht erlaubt ist und das Plangebiet vom jeweiligen
Grundeigentimer Uber eine geeignete Anlage verschlossen werden kann. Die
Verkehrssicherungs- und Unterhaltungspflicht verbleibt bei der Vorhabentréagerin.

Die zu bestellende Dienstbarkeit hat folgenden Inhalt:

.Der jeweilige Eigentimer des Grundsticks [___] verpflichtet sich, die in der
Anlage 9 turkis gekennzeichneten Flache dauerhaft fur die Durchwegung zu Ful3
fiir die Offentlichkeit zwischen 07:00 Uhr und 19:00 Uhr zur Verfiigung zu stellen.
Wahrend festgelegter SchlieRzeiten (taglich zwischen 19:00 und 07:00 Uhr) ist
der Durchgang bzw. das Durchfahren nicht erlaubt, und das Grundstiick wird vom
jeweiligen Eigentumer Uber eine geeignete Anlage verschlossen.*

Die Vorhabentragerin tragt dafir Sorge, dass die Eintragung der Dienstbarkeiten
gemal den Absatzen 1 bis 3 in das Grundbuch unverziglich, jedoch spatestens inner-
halb von sechs Monaten nach Abschluss des Durchfiihrungsvertrags und Inkrafttreten
des Bebauungsplans beantragt ist.

Im Fall einer Verschmelzung oder Teilung des Vorhabengrundstiicks verpflichtet sich
Berlin, auf entsprechendes Ersuchen des Eigentiimers einer Ldschung oder Teil-
enthaftung auf den Grundstiicken oder Grundsttcksteilen innerhalb von vier Wochen
zuzustimmen, auf denen die Dienstbarkeiten nur aufgrund der Verschmelzung oder
Teilung haften, nicht aber gemaf den Absétzen 1 bis 3 notwendig sind.

Zur Sicherung der vorbezeichneten Rechte und Anspriiche auf Eintragung beschrankt
personlicher Dienstbarkeiten verpflichtet sich die Vorhabentragerin, an den
Flurstiicken 29 und 30 der Flur 620 und 125 und 128 der Flur 520 entsprechende
Vormerkungen einzutragen, sobald der Vorhabentrager auch Eigentimer des
Grundstucks ist.

Die Léschung dieser Vormerkungen im Grundbuch Zug um Zug mit der vertrags-
gemalen Eintragung der vorgenannten Dienstbarkeiten im Grundbuch fir Berlin wird
bewilligt und beantragt, vorausgesetzt, dass die Rechte Berlins durch keinerlei
Zwischeneintragungen seit Eintragung der Vormerkung im weitesten Sinn beein-
trachtigt werden. Eine Loschung wird auch vereinbart fir den Fall, dass einer der
Vertragspartner von diesem Vertrag zurtickgetreten ist oder der Vertrag anderweitig
aufgehoben oder riickabgewickelt wird.

Fur den Fall, dass sich die vorgenannten Rechte nicht als eintragungsfahig erweisen
sollten und ihre Eintragung durch das zustandige Grundbuchamt abgelehnt wird,
werden sich die Vertragspartner auf eine neue Formulierung einigen. Sollte eine
Einigung Uber den Text der Dienstbarkeit nicht innerhalb von vier Monaten ab Zurtck-
weisung durch das Grundbuchamt erfolgt sein, ist Berlin berechtigt, einen Text der
Dienstbarkeit mit entsprechendem Zweck nach biligem Ermessen (8 315 BGB)
festzulegen und auf Kosten der Vorhabentragerin eintragen zu lassen.

Die mit der Bestellung von Dienstbarkeiten anfallenden Notar- und Grundbuchkosten
sind von der Vorhabentrégerin zu tragen.
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1)

2)

3)

1)

2)

3)

4)

5)

6)

§16
Haftungsausschluss

Aus diesem Vertrag entsteht Berlin keine Verpflichtung zur Festsetzung der Rechts-
verordnung Uber den vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Eine Haftung Berlins fir
etwaige Aufwendungen der Vorhabentragerin, die diese im Hinblick auf die Aufstellung
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans tatigt, ist ausgeschlossen.

Fur den Fall der Aufhebung der Rechtsverordnung (8 12 Absatz 6 BauGB) kdnnen
Anspriiche gegen Berlin nicht geltend gemacht werden. Dies gilt auch fir den Fall der
Erklarung der Unwirksamkeit der Rechtsverordnung durch ein Normenkontrollgericht
oder die Feststellung der Unwirksamkeit im Rahmen eines anderen gerichtlichen
Verfahrens, es sei denn, die Unwirksamkeit ist auf grob fahrlassige oder vorsatzliche
Rechtsverstol3e Berlins zurtickzufiihren.

Die Vertragsparteien konnen sich auf die Nichtigkeit von Regelungen dieses Vertrags
nicht mehr berufen, wenn mit der Verwirklichung des Vorhabens begonnen wurde.

Teil VII: Schlussbestimmungen

8§17
Allgemeine Pflichten der Vorhabentragerin

Die Vorhabentragerin ist verpflichtet, ihre Aufgaben in enger Zusammenarbeit mit
Berlin durchzufuhren. Die Vorhabentrdgerin wird im Rahmen ihrer Arbeit die
notwendigen Verhandlungen mit den beteiligten Behdrden und Tragern offentlicher
Belange vorbereiten und unterstitzen.

Die Vorhabentragerin wird die nicht fiir die Offentlichkeit bestimmten Unterlagen und
Daten, die sie von Berlin und die sie bei der Durchfihrung der Mal3nahmen erlangt,
vertraulich behandeln und nur im Einvernehmen mit Berlin an Dritte weitergeben. Sie
hat fur die Einhaltung der gesetzlichen Datenschutzbestimmungen Sorge zu tragen.

Berlin ist berechtigt, den Vertrag im Zusammenhang mit dem Verfahren zur
Festsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans zu veréffentlichen.

Dieser Vertrag unterliegt grundsatzlich dem Aktenauskunfts- und Akteneinsichtsrecht
nach dem Gesetz zur Férderung der Informationsfreiheit im Land Berlin (IFG) und dem
Umweltinformationsgesetz (UIG) in den jeweils giltigen Fassungen. Der Umfang der
danach bestehenden Rechte ergibt sich aus den Bestimmungen dieser Gesetze.

Die Vorhabentragerin wird Berlin unverziglich schriftlich mitteilen, wenn sie beab-
sichtigt,
a. Flachen im Vertragsgebiet ganz oder teilweise an Dritte zu verauf3ern, hiervon
ausgenommen sind ausdrtcklich Eigentumswohnungen,
b. Dritten Erbbaurechte an diesen Flachen zu bestellen oder
c. die Durchfiihrung des Vorhabens auf Dritte zu Ubertragen.

Soweit Berlin zustimmt, kann die Vorhabentragerin die Entlassung aus den sich aus
diesem Vertrag ergebenden Pflichten und Bindungen verlangen. Berlin wird einem
solchen Verlangen nur dann nachkommen, wenn der Dritte in einer gesonderten, den
Formerfordernissen dieses Vertrags entsprechenden Erklarung gegenuber Berlin
samtliche zu erbringenden Pflichten und Bindungen der Vorhabentragerin aus diesem
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Vertrag unmittelbar als eigene Pflichten und Bindungen tbernimmt und die nach
diesem Vertrag beizubringenden Biirgschaften vorgelegt hat.

7) Der Vorhabentragerin ist bekannt, dass Berlin die Rechtsverordnung aufheben kann,
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Durchfihrung des Vorhabens
innerhalb der genannten Fristen gefahrdet ist.

§18
Wirksamkeit und Rucktrittsrecht

1) Der vorliegende Vertrag wird aufschiebend bedingt auf das kumulative Vorliegen der
nachstehend genannten Voraussetzungen

a. die Beurkundung des Grundstiickskaufvertrages zwischen der Vorhabentragerin
und Berlin (Fachvermogenstrager: bezirkliches Straf3en- und Grunflachenamt)
Uber den Erwerb des Teilstlicks A des Flurstiicks 30 der Flur 620 gemaf3 Anlage
4l

b. die Unterzeichnung des ErschlielSungsvertrages sowie

c. die ortsubliche Bekanntmachung der Festsetzung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans 7-85 VE gemalf? § 10 Abs. 3 BauGB

geschlossen.

2) Die Vorhabentragerin und Berlin sind zum Riucktritt von diesem Vertrag berechtigt,
sofern die Vorhabentragerin das Projekt aufgibt und gegenlber Berlin erklart, dass sie
das vorhabenbezogene Planverfahren nicht weiterfihren wird, oder Berlin
Anderungen am abgestimmten Vorhaben- und ErschlieRungsplan verlangt, die die
Vorhabentréagerin nicht mittragt (einfaches Rucktrittsrecht).

Das einfache Rucktrittsrecht erlischt, sobald der vorhabenbezogene Bebauungsplan
in Kraft getreten ist oder sobald fur das geplante Vorhaben oder Teile davon eine
Baugenehmigung oder ein positiver planungsrechtlicher Vorbescheid auf der
Grundlage des § 33 BauGB erteilt wurden.

3) Der Vorhabentragerin steht daneben auch nach dem Erléschen des einfachen
Rucktrittsrechtes gemafld Absatz 2 ein auf3erordentliches Recht zum Rucktritt von
diesem Durchfihrungsvertrag bzw. ein Recht zur auf3erordentlichen Kiindigung dieses
Durchfuhrungsvertrags zu,

a. sofern der vorhabenbezogene Bebauungsplan aufgehoben oder unwirksam
wird,

b. sofern der ErschlielRungsvertrag rickabgewickelt oder unwirksam wird oder

c. sofern der Grundstiickskaufvertrages des Teilstlicks A des Flurstiicks 30 der
Flur 620 gemafd Anlage 4 riickabgewickelt oder unwirksam wird.

Das aufRerordentliche Rucktrittsrecht bzw. Sonderkiindigungsrecht kann innerhalb von
18 Monaten nach Eintritt des ausldésenden Ereignisses ausgetbt werden; wird es nicht
rechtzeitig ausgeubt, erlischt es. Hinsichtlich der Rechtsfolgen des Rucktrittsrechts
bzw. auRRerordentlichen Kindigungsrechts gelten die gesetzlichen Bestimmungen;
Absatz 4 bleibt unberihrt.

4) Entgegen den Absatzen 2 und 3 erléschen samtliche Rucktrittsrechte endgtiltig mit
Baubeginn der Hochbaumaf3hahmen nach Herstellung der Baugruben.
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5) In allen Fallen des Rucktritts oder einer sonstigen vorzeitigen Vertragsbeendigung hat
die Vorhabentragerin grundsatzlich alle von Berlin zur Durchfihrung dieses Vertrags
zur Verfigung gestellten Unterlagen und Materialien herauszugeben. Berlin hat das
Recht, samtliche bis dahin von der Vorhabentrégerin erarbeiteten oder beauftragten
Unterlagen entschadigungslos weiter zu verwenden.

8§19
Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen, Ergdnzungen, Kosten

1) Die Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmungen berthrt nicht die Giltigkeit des
Ubrigen Vertragsinhalts. Die Parteien verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen
durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck dieses Vertrages rechtlich und
wirtschaftlich entsprechen.

2) Sollten bei der Durchfihrung des Vertrages erganzende Bestimmungen notwendig
werden, so verpflichten sich die Vertragspartner, die erforderlichen Vereinbarungen
zu treffen. Das Gleiche gilt, wenn einzelne Bestimmungen dieses Vertrages spateren
gesetzlichen Regelungen widersprechen.

3) Anderungen und Erganzungen dieses Vertrages sowie andere Vereinbarungen, die
den Inhalt dieses Vertrages berihren, bedtrfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schrift-
form, soweit nicht notarielle Beurkundung erforderlich ist. Der die Anderung begehren-
de Vertragspartner hat eine Lesefassung/Neufassung des Vertrags zu erstellen, in der
die bis dahin geltende Fassung dieses Vertrags einschlief3lich der von ihm neu begehr-
ten und besonders kenntlich gemachten Anderungen oder Erganzungen eingearbeitet
sind.

4) Die Erhebung von Beitrdgen, Gebihren und sonstigen Abgaben nach den gesetz-
lichen Bestimmungen wird, soweit in diesem Vertrag nicht ausdriicklich anders
geregelt, nicht berdhrt.

5) Der Vertrag ist dreifach ausgefertigt. Berlin erhalt ein Exemplar und die Vorhaben-
tragerin zwei Ausfertigungen.
§ 20

Erfullungsort und Gerichtsstand
Erflllungsort und Gerichtsstand ist Berlin.

§21

Anlagen zum Durchflihrungsvertrag

Diesem Durchfiihrungsvertrag liegen 14 Anlagen bei. Diese sind Bestandteil des
Vertrags. Die Vertragspartner bestatigen, dass ihnen diese nachfolgend aufgefiihrten
Anlagen vollstandig vorliegen und sie hiervon Kenntnis genommen haben:

Anlage 1
Lageplan Vertragsgebiet vom 08.07.2026

Anlage 2
Vorhaben- und Erschlielungsplan vom 23.07.2026

Anlage 3
Wert- und Kostentabellen vom 29.07.2026
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Anlage 4
Lageplan Tauschgrundstiicke/Grundstiickserwerb vom 23.06.2026

Anlage 5
Projektplanung einschlief3lich Flachenaufstellung fir das Vorhaben vom 31.07.2026

Anlage 6
Grin- und Freiflachenplan fur das Vorhabengrundstick vom 25.06.2026

Anlage 7

Lageplan Flachen fir die mietpreis- und belegungsgebundenen Wohnungen vom
24.07.2026

Anlage 8
Lageplan Flachen fir soziale Nutzungen vom 24.07.2026

Anlage 9
Lageplan fur die 6ffentliche Durchwegung vom 08.07.2026

Anlage 10

Karte Vermeidungs- und Ausgleichsmaflinahmen auf dem Vorhabengrundstiick vom
20.07.2026

Anlage 11

Karte Vermeidungs- und Ausgleichsmaflinahmen auf dem Heilig-Kreuz-Kirchhof und dem

Dreifaltigkeitsfriedhof Ill vom 25.06.2026

Anlage 12
Ubersicht Vermeidungs- und AusgleichsmafRnahmen Artenschutz vom 23.07.2026

Anlage 13
Bedarfsermittlung fur die Errichtung einer Kindertagesstatte vom 17.03.2026

Anlage 14
Bedarfsermittlung fur die Erweiterung einer Grundschule vom 10.04.2026

Berlin, den Berlin, den

fur die Vorhabentragerin fur Berlin, Bezirk Tempelhof-Schéneberg
Klaus Heldwein Eva Majewski Sparacino

(Prokurist) (Stadtratin fur Stadtentwicklung und

Facility Management)
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Anlage 1

Anlage 1 - Lageplan Vertragssgebiet Stand: 08.07.2026
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5.2 Im allgemeinen Wohngebiet sind mindestens 50 % der Dachflachen extensiv zu begriinen. 6. Sonstige Festsetzungen
Der durchwur;elbare Teil des Dach.aufbaus muss mindestens _10 cm betfagen. Die Be- 6.1 Die private Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung ,FuRweg“ sowie die Flache mit
p]ilanzungen sind zu erhglten f_md bei Abgg.ng nachzupflanzgn. Die zu begrinenden Dach- der Bezeichnung j sind zwischen der nérdlichen Grenze des Geltungsbereichs, dem Stein-
flachen sind als Retentionsd&cher zur Ruckhaltung von Niederschlagswasser auszubil- hellenweg und der Eisenacher StraRe in einer Breite von mindestens 3,0 m mit einem
den. ) Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit zu belasten.
5.3 Dacher von Garagen innerhalb der Flache ,Uberdeckte Garage® sind intensiv zu begrd- 6.2 In der Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung ,FuBweg* kénnen im Bereich zwi-
nen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Die Erdschicht schen dem denkmalgeschiitzten Friedhofsportal und der StraBenverkehrsflache der Ei-
Uber diesen Garagen muss mindestens 80 cm betragen. Die Verpflichtung zum Anpflan- senacher Strae ausnahmsweise Stellplatze fir die im allgemeinen Wohngebiet zugelas-
zen gilt nicht ftr Nebenanlagen im Sinne des § 14 Baunutzungsverordnung, Zufahrten und senen Nutzungen zugelassen werden, sofern dem keine tibergeordneten denkmalrechtli-
Wege oberhalb dieser Garagen. chen Belange entgegenstehen, VO rhaben bezogener
5.4 Im allgemeinen Wohngebiet ist eine Befestigung von Stellplatzen, Platzflachen, Wegen
und Zufahrten nur in wasser- und luftdurchlassigem Aufbau herzustellen. Auch Wasser- . . Bebau u ngspla n 7_85 VE
und Luftdurchlassigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fu- Hinweise
genverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulassig. Dies gilt nicht fur Zu- Die _Inhalte des vorhgbenbezogenen ngaugngsplans sind im Bereich des Vprhaben- und Er- Bezirk Tempe|hof_sch('jneberg, Ortsteil Mariendorf
fahrten zu Garagen. schliefungsplans mit dessen Inhalten identisch. Der Vorhaben- und ErschlieBungsplan um-
5.5 Das innerhalb des Baugebietes anfallende Niederschlagswasser ist, soweit es nicht zur fasst das allgemeine Wohngebiet und die private Verkehrsflache besonderer Zweckbestim- . I . .
Bewasserung der Vegetation verwendet wird, vollstandig durch Mulden- oder Mulden-Ri- mung ,Fulweg". far Teilflachen der Grundstlucke Eisenacher
?olensystemekoder jndere Mzﬁna?men gleicher Wirkung in dem Baugebiet zurliickzuhal- Stralle 61 und Ullsteinstraflde 91 sowie eine
€n, Zu versickern oder Zu veraunsten. 1. Die Einteilung der StraBenverkehrsflachen und der Verkehrsflachen besonderer Zweckbe- LA :
5.6 Fensterlose AuRenwandflachen der Gebaude a-i von mehr als 150 m? sowie sichtbare stimmung ist, mit Ausnahme der Regelungen der textlichen Festsetzung Nr. 6.2, nicht Ge- TeIIﬂaChe des Stemhe”enwegs
Waénde von Gara"gen und Garagenubferdeckungen sind mit bodengebundenen Kletter- genstand der Festsetzungen. Die Inhalte des vorhabenbezogenen Bebauungsplans sind im Bereich des Vorhaben- und
pflanzen zu begrinen, sofern dem keine Belange des Brandschutzes entgegenstehen. 2. Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen Festsetzungen und ErschlieRungsplans mit dessen Inhalten identisch. Der Vorhaben- und Erschliefungsplan
Dies gilt auch fur Wandflachen, die nicht in einer Ebene verlaufen. Je 2,0 laufende Meter baurechtlichen Vorschriften, die verbindliche Regelungen der in § 9 Abs. 1 des Baugesetz- umfasst das allgemeine Wohngebiet und die private Verkehrsflache besonderer
Auf&enwandfléche ist mindestens eine Kletterpflanze zu verwenden. Die Bepflanzungen buches bezeichneten Art enthalten, auier Kraft. Zweckbestimmung ,Fullweg®.
sind zu erh?Iten und bei Abg?ng nachzupflanzen. ) . _ 3. Aufgrund des vorgeschichtlichen Graberfeldes (Fst.-Nr. 587) ist bei Bodenarbeiten mit dem
5.7 Im allgemeinen Wohngebiet ist pro angefangener 300 m* Grundstticksflache mindestens Auftreten von archzologischen Funden zu rechnen. Deshalb ist es notwendig, vor Beginn
B \ % s ot ein hochstammiger, heimischer und klimaresilienter Baum zu pflanzen, zu erhalten und der Tiefbauarbeiten archaologische Sondagen anzulegen. Zeichenerklirung
N \sm.a‘;\{ Rl ol bei Abgang nachzupflanzen. Der Stammumfang der zu pflanzenden Bdume muss min-
‘ ) = destens 14-16 cm in 1,3 m Hohe Uber Gelande betragen. Bei der Zahl der zu pflanzenden Festsetzungen
‘ Béulr']tq'?t Sindrfc_'_iﬁ vorhandenen Baume anzurechnen, sofern sie die festgesetzten Mindest- Art und Maf der baulichen Nutzung, Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Héhe baulicher Anlagen
qualitaten ertuiien. Aligemeines Wohngebiet v Zahl der Vollgeschosse als Hochstmaf
Textliche Festsetzungen GF 27.600 m? Geschossflache als Hochstmaly — Baugrenze
. 3 S S me 4 mmmmm Linie zur Abgrenzung des Umfangs von
UllsteinstraBe § % § GR 4.750 Grundflache ] Abweichungge ; g 9
. 25 o o o Verkehrsflachen
1. Art der baulichen Nutzung « - @ « L] StraRenverkehrsflache — StraRenbegrenzungslinie
1.1 Im Rahmen der festgelegten Nutzungen sind nur solche Vorhaben zulassig, zu deren Grinanlage Schétzelberge L Private Verkehrsflache mit ,
Durchfiihrung sich der Vorhabentrager im Durchfihrungsvertrag verpflichtet. i s " | Bebauungsplan besonderer Zweckbestimmung === Mgcﬁgﬁrechten 2u belastende
1.2 Die Ausnahme gemaR § 4 Abs. 3 Nr. 1 der Baunutzungsverordnung (Betriebe des Beher- _ : ’ § |8 Xlli-68 28. )
bergungswesens) ist nicht Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans. o : 38 dichtes Gehtlz N % N| festgesetztam 7.7.1972 ) Griinfestsetzungen
1.3 Im Baufeld ¢ sind im ersten Vollgeschoss nur die in § 4 Abs. 2 Nr. 3 der Baunutzungsver- ’ 52,9 -'3 I’ I Offentliche Griinflache ) Erhaltung von Béumen
ordnung genannten Anlagen fir soziale, gesundheitliche und kulturelle Zwecke zulassig. 535 diehtes Gehdlz o & o) el | Kleingartenaniage 8. | OFFENTLICHE PARKANLAGE | (_._) Erhaltung von Alleebaumen
Ausnahmsweise kénnen Schank- und Speisewirtschaften zugelassen werden. = : 48.3 - 0 % | Schiétzelberge
4 A 3526 w ~ - 54 _
; _ o 53.1 AN O\ dichtes | 'xy -0:) ” Sonstige Festsetzungen
2. MahR der baulichen Nutzung ‘,‘ &3 & % . o@ ) Y : ) %@%CHE\ Gehoélz @429’ w dGrenzel’?ebS rébumlichen Ggltléngsberei?hs
2.1 Die zulassige Grundflache darf durch die Grundflachen von Stellplatzen mit ihren Zufahr- Heilig-Kreuz-Kirchhof : : 5812300 & & @@ e G;hélz & & & [ P = LAGE © § LangesiraRe 5812300 e Yornaben ezog"enen .? auung"sp e Umgrenzung der Flichen fiir iiberdeckte
ten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzungsverordnung und baulichen Anlagen | NN ) ‘@@ & [l S, -1:30 & < Umgrenzung der Flachen fur Stellplatze Garagen
, o _ 52.9 . & 10° & ) ; @ 5
unterhalb der Gelandeoberflache, durch die das Baugrundstiick lediglich unterbaut wird, + + | < 5 236 — 21 & i [ & o) &3 3 S Co .
um bis zu 4.400 m? Uberschritten werden +  +, A b b il 5 0T S oA (e (e i _ . &6 3 Nachrichtliche Ubernahmen und Kennzeichnungen
: : ) + 4+ 526 ] 8 fo 178 F_ 209 Ly 467 ¥: ¥ : - - i Einzelanlage, die dem Denkmalschutz Gesamtanlage (Ensemble), die dem
2.2 Die zulassige Grundflache darf innerhalb der Flache ,Uberdeckte Garage® durch die VI s A \go N o@ | 2uG T@@ 2 £ @a% . SR e I SN I TR S eq@ - o unterliegt SonN: Denkmalschutz unterliegt
Grundflache einer Garage um bis zu 1.100 m? Uberschritten werden. 37 ~ %’éefﬁfﬂﬁ" D Gber NHN A 1 = 5 7 N s d & S« 5 : ol &
Y N : o 10,0 er vorstehenden Zeichenerklarung zugrunde gelegt sind die Baunutzungsverordnung (Bau in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November
2.3 Bei Anwendung der textlichen Festsetzung 3.1 darf die zulassige Grundflache vortretender & b 1% 5 108 108" “{E 2 o = 35 b6 ([l)ac;BL | ts.he,vsde), dio gultat darch Aol 2 dos Gesetzes vor 3. ul 2055 (BGBdI. Zogs(?Nr’.\lY%)) ge%ndfart worden it und die Plahnze?chenvi:'olznung l()PIa2r1021V7)
Balkons je Baufeld um thhStenS 120 mz Und |m gesamten a"gemeinen WOhngebiet um - > 9 15 48.8 o e 1 o £77 1972 vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 189) geandert worden ist.
- — B = i Q 2 < ; Sl = ® 2
hochstens 870 m? Gberschritten werden. B T © Y y VIIIT ; , = §)
> A >, < 86 x i N
2.4 Bei der Ermittlung der zulassigen Geschossflache sind in den Baufeldern a, b, d, e, f, g, h & P o N dc OK 77.0m \ oo % - 3| 5 Clo @ Planunterlage
. s . . . ‘ & O tiber NHN DY S o Q __Baugrenze £.29.9.1959 8 ol3 i I . .
und i oberhalb des ersten oberirdischen Geschosses im Sinne von § 2 Bauordnung fur & ol G ® W . /7 18 _ < 7 13 =3 AR, gvuﬁfc‘ﬂfa%ﬁtezﬁgf%‘g'sihheozgzgﬁude mit e e Landesgrenze (Bundesland)
Berlin und im Baufeld c ab dem ersten Vollgeschoss die Flachen von Aufenthaltsraumen b 4 & 29 ST & ceseen %ﬂ I 25 19 (TR Wirtschafts-, Industriegebude oder Garage — gizslttﬁgrf:;s
in anderen als Vollgeschossen einschlieRlich der dazugehérigen Treppenrdume und ein- Flur 62055 N ; S &x &y 15 EESIE 3 Parkhaus mit Geschosszahl - Gemarfun corenze
schlieRlich ihrer Umfassungswénde mitzurechnen. 1o g ~ o @ oK 88om iz 5 Q|519 e Unterirdisches Bauwerk mit Geschosszahl ; o5
B . . . : v 5 v | (7)) 2 - : (z.B. Tiefgarage) — urgr?nze
2.5 Innerhalb der Flache ,Uberdeckte Garage® wird als Oberkante der Geschossdecke einer ) s B X A OK 730m < e , Briicke Flurstiickgrenze
Garage (fertige Geschossdecke einschlieRlich Abdichtung) eine H6he von max. 50,80 m Flur 520 1 BT S ier NN I | ——] Uberdachung 60 % ; Flur10 Flurstiicksnummer, Flurnummer
tiber NHN festgesetzt. Notwendige Stiitzwande und Absturzsicherungen sind bis zu einer ) i AN s s &% | I Bebauungsplan [Teich ] geﬂazsir..h Staenihe i Vietor dher NHN 49A ﬁr“”dsgtc..kf”“mmer
.. . . o 50.1 g , E © 8 . 345 elandehdhe, Strallenhdhe in Meter Uber w=,rTx auer, Stitzmauer
Hohe von 1,8 m oberhalb dieser Oberkante allgemein zulassig. &P V s Ao ] 5 5 ’i ,; 7.37Be %o L aubbaum, Nadelbaum Bdschung
2.6 Dachaufbauten wie Aufzugsanlagen, Liftungsanlagen und Treppenrdume sowie Aufbau- @ B e 183 - K =y KX :§‘ festgesetzt am 11.10.2011 Qs a Laubwald, Nadewald ~ -—---- Baulinie, Baugrenze
ten und Raume fir technische Einrichtungen, die mindestens 4,0 m von der Baugrenze © . 4 e & & o | 8 ~ ;o Zaun, Hecke - — = StraBenbegrenzungslinie .
zurucktreten, sind bis zu einer Héhe von 2,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante (OK) %05 $ ’T‘ Hochspannungsmast — Bordkante, topografische Begrenzungslinie
und b_is zZu fain.er Grundflache dieser Dachaufbauten von insgesamt 50 m? je Baufeld all- — ] 5812200 e 3K v b ‘ 5812200 ] Offentliche Grinanlage
gemein zulassig. g }55 NS 4.0 o g ‘
2.7 Oberhalb der zeichnerisch festgesetzten Oberkanten sind Anlagen zur Erzeugung, Nut- + + & G & 50.0 @B & ¢ 15
zung oder Speicherung von Strom, Warme oder Kélte aus solarer Strahlungsenergie bis o+ttt @O ’ & 153
zu einer Héhe von 1,0 m allgemein zulassig. + o+ P N y E N TW U R F -
& # B & el
. 1 £) 3 L [ ] [ ]
3. Uberbaubare Grundstiicksflachen I o & 8 | n OCh n |Cht reChtSVG I’bl n d I | Ch
3.1 Ausnahmsweise kann flr Geb&ude ein Vortreten von Balkonen vor die Baugrenze bis zur 486 B 7 OK 66,0m 3 :
Linie zur Abgrenzung des Umfanges von Abweichungen zugelassen werden. Dies gilt - i Uber NHN N , Bearbeitunasstand vom: 23.07.2026
auch, wenn hierdurch die bauordnungsrechtlich vorgeschriebene Tiefe der Abstandsfla- Bezirk TempelhOf-SCh(.jnebe rg °V° 9 S , 9 neeEh
chen unterschritten wird. ; S 2 - - = §’ | Berlin, den Berlin, den Berlin, den
3.2 An die Baugrenzen und an die Linien zur Umgrenzung der tiberdeckten Garage darf zwi- Gemarkung Mariendorf S& & | " ’ _ ’ . ’
schen den Punkten AB, BC, DE und EF bezogen auf die zulassige Hohe der baulichen { Bezirksamt Tempelhof- Bezirksamt Tempelhof-
Anlagen unter Verkirzung der Tiefe der Abstandsflachen nach der Bauordnung fur Berlin ! & & ] Schoneberg von Berlin Schoneberg von Berlin
herangebaut werden. Fir die bezeichneten Bereiche betragt die Tiefe der Abstandsfla- s 3 o E' Abt. Stadtentwicklung und Abt. Stadtentwicklung und
chen 0,0 H. p 486 | ° © §: Facility Management Facility Management
124 ! 127 4.9 ‘LJ\ Fachbereich Stadtplanung
- d y @ ‘HT—_—’I”%
4. Weitere Arten der Nutzung Friedhof der 1 b=
4.1 Auf den nicht Gberbaubaren Grundstticksflachen sind Stellplatze, Garagen und Nebenan- K?r;ii::;igﬁit:ée &
lagen im Sinne des § 14 Baunutzungsverordnung, von denen Wirkungen wie von Geb&u-
e 9 . 125 . - - o helai
den ausgehen, unzulassig. Dies gilt nicht fir Garagen und Stellplatze in den dafir vorge- 5812100 —— & G DG Beba;ll:lnf:plan 5812100 Offentlich bestellter Bezirksstadtratin Fachbereichsleitung
sehenen Flachen, fur Stellplatze fur schwer Gehbehinderte und Rollstuhinutzerinnen und ‘ YO A D& G rectoentut B 2061950 ‘ Vermessungsingenieur Stadtplanung
Rollstuhlnutzer sowie fiir Uberdachte und nicht tUberdachte Abstellanlagen fur Fahrrader. 48.2 eelgesersam 225
: i mit Mi — 453 & Der Entwurf d habenb Beb | it Bearbeit tand 2026
4.2 Auf den Baufeldern c, e und f dirfen nur Wohngeb&ude errichtet werden, die mit Mitteln : : i er Entwurt des vorhabenbezogenen Bebauungspians mit bearberungsstandvom . .
der sozialen Wohnraumf{)rderung gef('jrdert werden koénnten. Ausnahmsweise kdnnen 1 % fl wurde in der Zeit vom . .2026 bis einschlieRlich . .2026 im Internet veroffentlicht.
Wohngebaude ohne férderungsfahige Wohnungen zugelassen werden, wenn die nach 18 @ e
Satz 1 erforderlichen Wohnungen in einem anderen Geb&ude im allgemeinen Wohngebiet @" 4
erbracht werden. : N
" © 485 1 o Berlin, den
5. Griinfestsetzungen a7 i &8 Bezirksamt Tempelhof-Schéneberg von Berlin
5.1 Die in der Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung sowie im allgemeinen Wohn- 86 &6 = Stadtentwicklungsamt
gebiet zeichnerisch festgesetzte Allee ist zu erhalten. Abgangige Baume sind in der Weise O I 126 Fachbereich Stadtplanung
nachzupflanzen, dass der Eindruck einer Allee erhalten bleibt. S
&3 : A%
Fachbereichsleitung Stadtplanung
. . Dieser vorhabenbezogene Bebauungsplan wurde von der Bezirksverordnetenversammlung
Planunterlage: ALKIS, Stand Jun|_2025, am 9026 beschlossen.
Bestandsaufmalfd ObVI Bartels 2012 u. 2016
Ortsvergleich und Aufmal geschutzter Baume Dieser vorhabenbezogene Bebauungsplan ist aufgrund § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in Verbindung
ObVI Zech-Ruth-Blasius Juni 2025 5812000 5812000 mit § 6 Abs. 3 des Gesetzes zur Ausflihrung des Baugesetzbuchs durch Verordnung vom
heutigen Tage festgesetzt worden.
Koordinatensystem:  ETRS89/ UTM Zone 33N S 8 8 Ausgefertigt: Berlin, den
o o ~— . o .
2 9 3 Bezirksamt Tempelhof-Schéneberg von Berlin
(32 32 32
7-85 VE Bebauungsplan
7-37Be
festgesetzt am 11.10.2011 Bezirksblrgermeister Bezirksstadtratin
M B t b 1 1 000 ? 5 1‘0 2? 3? 4? 59 GP 7? 8? 9? 100‘m
a Sa : . [EnEEEEEEEE I I I I I I I I ]
Die Verordnung ist am im Gesetz- und Verordnungsblatt fur Berlin auf S.  verkiindet worden.
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Kooperatives Baulandmodell Berlin

Berechnungstool zur Bewertung der Angemessenheit stadtebaulicher Vertrage - Geschosswohnungsbau

Eingabeblatt Geschosswohnungsbau
Datei: 2026.07.29_7-85 VE_Berechnungstool_ stapl22.xIsx

Die Eingabemaske enthélt alle erforderliche Parameter. Fir die Berechnung zwingend notwendige Parameter sind rot markiert, solange keine Eingabe dazu erfolgt ist.

Einzelne Eingaben kdnnen zur Korrekturaufforderung fuhren.

Die fur den Modellbereich nicht veranderbaren Parameter kénnen im Planungsbereich in verschiedenen Varianten innerhalb eines vorgegeben Rahmens veréndert werden.

Bei den hinterlegten Standard-Kostenansatzen handelt es sich um Brutto-Werte.

Die Berechnungen selber erfolgen in einem verdeckten Bereich dieser Datei. Nur fur die intakte Datei kann die Richtigkeit der Ergebnisse zugesagt werden.
Kosten sind nur anzusetzen, soweit keine Drittmittel fur das Land Berlin zur Verfiigung stehen. Andernfalls sind die Kosten ggf. anzupassen.

Im Falle der Beschadigung oder bei Riickfragen wenden Sie sich bitte an info@aedvice.de.

Eingabeblatt

Anlage 3

Version: 7.1 (01.07.2026)

Projektname B-Plan 7-85 VE muss
Datum 29.07.2026 muss
Bearbeiter Stapl 22 muss
Firma/Stelle Bezirksamt Tempelhof-Schéneberg muss
Planungsflache 27.263 m? muss
nicht zu bericksichtigende Flachen 3.405 m2 muss
stadtebaulich notwendiges Griuin ohne 6ffentliche Nutzung (aus B-Plan) 0 m?2 muss
Flachen fiir Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen (aus B-Plan) 0 m?2 muss
nicht vorhabenbezogene Gemeinbedarfsflachen (aus B-Plan) 0 m2 kann
Modell
bisherige tiberwiegende Nutzung der Planungsflache unversiegelt muss
GFZ - Prognose unter Beriicksichtigung des bestehenden NutzungsmaRes (konkrete Planung liegt noch nicht vor) 1,25 eins von
GF - Prognose unter Berlicksichtigung des bestehenden NutzungsmaRes (konkrete Planung liegt noch nicht vor) m2 beidem muss
BRW Prognose 600 €/m2 muss
BRW-Zone 1489 muss
GFZ des BRW 1,0 muss
GF - Bestand zuléssiges Wohnen (realisiert) 0 m2 GF muss
GFZ - planungsrechtlich zuléssiges Wohnen (aber nicht realisiert) 0,00 eins von
GF - planungsrechtlich zulassiges Wohnen (aber nicht realisiert) m2 GF beidem muss
Planung
Wenn keine Planungsdaten eingetragen werden, erfolgt im Ausgabeblatt nur eine Berechnung im Modell-Bereich (grau)
BRW Planung 600 €/m? muss
BRW - Zone 1489 muss
GFZ des BRW 1,0 muss
abweichender, durch Gutachten bestimmter Eingangswert €/m2 kann
abweichender, durch Gutachten bestimmter Zielwert €/m2 kann
GFZ - Planung eins von
GF - Planung 27.600 m? GF beidem muss
davon GF Wohnen 26.200 m2 GF kann
davon fur Senioren (nur wenn festgesetzt - Tragermodell) m2 GF kann
davon GF fur Studenten (nur wenn festgesetzt - Tragermodell) m2 GF kann
Wohnungsbau
Quote mietgebundener férderfahiger Wohnraum (Anteil der m2 GF) WFB 2026 Fordermodell 1 30,0 % kann
abweichende Hochbaukosten €/m2 Wil kann
Verkehrliche Infrastruktur
Verkehrsflachen 6ffentlich (StraBe) 0 m?2 kann
Verkehrsflachen 6ffentlich (Wege) 0 m2 kann
Verkehrsflachen privat (Stral3e mit Geh- und Fahrrechte fiir die Allgemeinheit) 0 m? kann
Verkehrsflachen privat (StraRe ohne Geh- und Fahrrechte fiir die Allgemeinheit) 0 m2 kann
Wegeflachen privat (Wege mit Geh- und/oder Radfahrrechte fir die Allgemeinheit) 1.693 m? kann
offentliche Grinflachen m?2 kann
private Griinflachen mit 6ff. Nutzung m?2 kann
Entwicklungspflege - Dauer des Pflegevertrages Jahre kann
Naturschutzrechtlicher Ausgleich nach BauGB in Verbindung mit BNatSchG (worst case modellhaft) 1.010.000 € muss
Herstellungs- und Pflegekosten Artenschutz/Ersatzhabitat € kann
Herstellungs- und Pflegekosten Ersatzbiotope € kann
Herstellungs- und Pflegekosten Waldausgleich 317.859 € kann
Flachenerwerbs/-bereitstellungskosten fur MaBnahmen Ersatzhabitat/Erstatzbiotop/Waldausgleich €
Landschaftsplan mit festgesetztem Biotopflachenfaktor (BFF) nein muss
wenn ja, festgesetzter BFF kann
Biotopflachenfaktor BFF nach Planung BFF Planun kann
Soziale Infrastruktur
Spielplatzflachen in der 6ff. Griinanlage nein muss
wenn ja, Spielplatzflache im Grin (falls bekannt) 0 m2 kann
separate offentliche Spielplatzflachen nein muss
wenn ja, Spielplatzflache m?2 kann
private Spielplatzflachen mit 6ff. Nutzung 0 m2 kann
vorhandene Kita-Pléatze im Umfeld 88 muss
Kita als Solitar nein muss
wenn ja, Grundstticksflache m2 kann
Neubau Kita auBerhalb des Vorhabengebiets nein muss
abweichender Kostenansatz Kita €/Kind kann
vorhandene Grundschulplatze im Umfeld 0 muss
wenn Bedarf fiir "Neubau Grundschule" vorhanden, dann Baukosten der gesamten Ma3nahme 18.000.000 € kann
Anzahl der geplanten Grundschulplatze 360 muss
"Neubau Grundschule" im Vorhabengebiet geplant nein muss
wenn ja, Grundstuicksflache m?2
aufRere ErschlieBung (Umbau Verursacher)
Flache StralRen m?2 eins von
Kosten Stral3en 180.000 € beiden kann
Flache Gehweg m2 eins von
Kosten Gehweg € beiden kann
zusétzlichen vorhabenbezogene Kosten >
1. Offentlichkeitsveranatsaltung 1.000 € S
2. Mietenverlust aus gebundener Nutzung im Sozialbaustein (§ 7 Durchfihrungsvertrag) 2.581.573 € —
3. Grundstiicksankauf ErschlieBungsflache 613.000 € QD
4. € «Q
5. € 4))
6. €

Zum Ausganenplatt




Kooperatives Baulandmodell Berlin

Berechnungstool zur Bewertung der Angemessenheit stadtebaulicher Vertrage - Geschosswohnungsbau
Ausgabeblatt Geschosswohnungsbau

Datei: 2026.07.29_7-85 VE_Berechnungstool_ stapl22.xlsx

Bearbeiter: Stapl 22

B-Plan 7-85 VE
29.07.2026

Firma/Stelle: Bezirksamt Tempelhof-Schi

9 Erstellungsdatum B-Plan 7-85 VE abweichender B-Plan 7-85 VE
10| Hinweise |29.07.2026 Version: 7.1 (01.07.2026) Ansatz Modell Modell Ansatz Planung Planung
11 Flachen
12
13 Planungsflache 27.263 m? 27.263 m?
14/ nicht zu beriicksichtigende Flachen 3.405 m2 3.405 m2
15 stadtebaulich notwendiges Griin ohne 6ffentliche Nutzung (aus B-Plan) 0 m2 0 m?
16 Flachen fiir Ausgleichs und Ersatzmanahmen (aus B-Plan) 0 m? 0 m2
17 nicht vorhabenbezogene Gemeinbedarfsflachen (aus B-Plan) 0 m2 0 m?
18
19| Hinweis Bauerwartungsland 100,0 % 23.858 m? 23.858 m?
20!
21| Hinweis Verkehrsflachen 20,0 % 4.772 m? 71 % 1.693 m?
22 Verkehrsflachen 6ffentlich (StraBe) 4.772 m? 0 m2
23 Verkehrsflachen offentlich (Wege) 0 m2 0 m?
24 Verkehrsflachen privat (Strae mit Nut: fr die Allgy inheit) 0 m? 0 m2
25 Verkehrsflachen privat (Strae ohne Nutzungsrechte fiir die Allgemeinheit) 0 m2 0 m?
26 Wegeflachen privat (Wege mit Nutzungsrecht fir die Allgemeinheit) 0 m?2 1.693 m2
27
28| Hinweis Grunflachen 10,7 % 2.548 m? 0,0 % 0 m2
29 offentliche Griinflachen 2.184 m? 0m?
30 davon Spielplatz in Griinflache 0 m2 0 m2
31 private Griinflachen mit 6ff. Nutzung 0 m2 0 m?
32 separate offentliche Spielplatzflachen 364 m? 0 m2
33 Spielplatzflachen mit 6ff. Nutzung 0 m2 0 m?
34/
35| Hinweis Gemeinbedarfsflachen 84 % 2.000 m? 0,0 % 0m?
36! Kitaflachen 2.000 m? 0 m?
37 Grundschulflache 0 m? 0m?
38
39 Summe sonstige Flachen 39,1 % 9.320 m? 71 % 1.693 m?
40
41 kinftiges Bauland 61,0 % 14.542 m? 92,9 % 22.165 m?
42
43 Kennwerte
44
45 GF ohne aktuelle Planung (Prognose - Eingabe Modellbereich)
46 GFZ- Prognose Eingabe GFZ 13
a7 GF - Prognose 18.177 m2 GF
48
49 GF auf Grundlage aktueller Planung (Eingabe Planbereich)
50 GFZ- Planung 1,2
51 GF - Planung insgesamt Eingabe GF 27.600 m2 GF
52 davon fiir Wohnungsbau 26.200 m? GF
53 davon fiir Senioren 0 m2 GF
54, davon fiir Studenten 0 m2 GF
55
56 GF anrechenbar
57 GFZ - planungsrechtlich zulassiges Wohnen (aber nicht realisiert) 0,0 0,0
58 GF - planungsrechtlich zulassiges Wohnen (aber nicht realisiert) 0 m2 GF 0 m2 GF
59 GF - errichtetes zulassiges Wohnen (realisiert) 0 m2GF 0 m2 GF
60!
61 Bodenrichtwerte
62 BRW-Zone Prognose 1489
63 Bodenrichtwert Prognose 600 €/m?2 GFZ 1,0
64| Hinweis BRW angepasst auf GFZ der Prognose 775 €/m? GFZ 13
65!
66 BRW-Zone Planung 1489
67 Bodenrichtwert Planung 600 €/m? GFZ 1,0
68| Hinweis BRW angepasst auf GFZ Planung 775 €/m? GFZ 13 718 €/m? GFZ 1,2
69
70| Hinweis [Gesamtsummen 75 m? Wil / WE
71 100 m? BGF / WE
72 Anzahl Einwohner / Wohneinheiten nach Berliner Modell 2 EW/WE 364 EW 182 WE 524 EW 262 WE
73 Flache Spielplatze - Soll (Netto) 1m?2/EW 364 m? 524 m2
74 Anzahl Kita-Kinder (Langzeitbedarf) 7 % der EW (davon 70%) 18 Kita-Kinder 26 Kita-Kinder
75 Anzahl Grundschul-Kinder 6 % der EW (davon 90%) 20 Grundschul-Kinder 28 Grundschul-Kinder
76! wohnungsnahe Griinflachen - Soll 6 m?/ EW 2.184 m? 3.144 m?
77
78 theoretische Bodenwertsteigerung
79
80 Eingangswert nach gif 30 %
81 Eingangswert Wohnen 50 % des BRW Prognose (GFZ angepasst) 388 €/m? 5.635.639 € 388 €/m? 8.590.177 €
82 Differenz (Eingangswert nach gif - Eingangswert 50% des umgebenden BRW) 20 %
83 Zielwert Wohnen 100 % des BRW Planung (GFZ angepasst) 775 €/m? 11.271.278 € 718 €/m? 15.912.805 €
84/ 827 €/m2 Wil 769 €/m2 Wil
85! 620 €/m? BGF 577 €/m? BGF
86 abweichender, durch Gutachten bestimmter Eingangswert
87 abweichender, durch Gutachten bestimmter Zielwert
88!
89| Hinweis Bodenwertsteigerung 388 €/m? 5.635.639 € 330 €/m? 7.322.628 €
90! 413 €/m2 Wil 354 €/m2 Wil
91
92 Kosten ErschlieBung (6ffentl.)
93
94| Hinweis Herstellung 6ffentliche Griinflachen (6ffentl. + privat mit Nutzungsrechten) 200 €/m? 436.800 € 2.184 m? 0€ 0 m2
95! Herstellung 6ffentliche Griinflache Soll 6 m?/ EW Gesamt 3.144 m?
96| Hinweis Herstellung Strassenflachen (6ffentl + privat mit Nutzungsrechten) 465 €/m2 2.218.794 € 4.772 m? 0€ 0 m?2
97| Hinweis Herstellung Wegeflachen (6ffentl + privat mit Nutzungsrechten) 130 €/m2 0€ 0 m? 220.064 € 1.693 m?
98| Hinweis kostenlose Ubertragung StraRen- und Wegeflachen 5 €/m2 23.858 € 4.772 m2 8.464 € 1.693 m2
99| Hinweis kostenlose Ubertragung Griinflachen 40 €/m? 101.920 € 2.548 m2 0€ 0 m2
100| Hinweis auBere ErschlieBung StraBen (z.B. Umbau Verkehrsknoten) 465 €/m2 0€ 0 m? 180.000 €
101| Hinweis auBere ErschlieBung Wege 130 €/m2 0€ 0 m? 0€
102
103| Hinweis Entwicklungspflege (6ffentl. + privat mit Nutzungsrecht) 3 Jahre 3 Jahre 3 Jahre
104/ 6,20 €/m? 40.622 € 2.184 m? 0€ 0 m2
105 Kosten Ausgleich und Ersatz
106
107| Hinweis Naturschutzrechtlicher Ausgleich nach BauGB in Verbindung mit BNatSchG 76 Wertpunkte/1.000m2 1.026 Wertpunkte 1.010.000 €
108 4.600 €/Wertpunkt 4.718.401 €
109 Herstellungs- und Pflegekosten Artenschutz/Ersatzhabitat -€
110 Herstellungs- und Pflegekosten Ersatzbiotope -€
111 Herstellungs- und Pflegekosten Waldausgleich 317.859 €
112 Flachenerwerbs/-bereitstellungskosten -€
113
114 Aufwertung gem. Biotopflachenfaktor BFF BFF Modell = 0,60 BFF Planung = 0,00
115
116 Summe 7.540.395 € 553 €/mz Wil 1.736.387 € 84 €/m2 Wil
117
120 Kosten soziale Infrastruktur
119
120| Hinweis |Kindergarten
121 zugrunde liegende GF = GF-Wohnen inkl. wohnen abzgl. ar GF u. Seniorenwohnen 364 EW 18.177 m? GF 524 EW 26.200 m? GF
122 Bedarf an Kita-Platzen 18 Kita-Kinder 26 Kita-Kinder
123 vorhandene Kita-Platze im Umfeld 0 Platze 88 Platze
124 verbleibender Bedarf an Kita-Platzen 18 Platze 0 Platze
125 Anteilige Baukosten Kita Verursacher (nur bei Neubau Kita auBerhalb des Verfahrensgebiets) 46.800 €/Kind 0€ 0€
126
127| Hinweis |Grundschule
128 zugrunde legende GF = GF-Wohnen abzgl. anrechenbarer GF u. Senioren- sowie Studentenwohnen 364 EW 18.177 m2 GF 524 EW 26.200 m2 GF
129 Bedarf an Grundschulplatzen 20 Grundschul-Kinder 28 Grundschul-Kinder
130 vorhandene Grundschulplétze im Umfeld 0 Platze
131 verbleibender Bedarf an Grundschulplatzen 20 Platze 28 Platze
132 geplante Grundschulplatze bei "Neubau Grundschule™ 360 Platze
133| Hinweis Anteilige Baukosten "Neubau Grundschule” inkl. Aufschlag i.H.v. 10 % aufgrund von Unsicherheiten 97.900 €/Kind 1.958.000 € 55.000 €/Kind 1.540.000 €
134 Anteil kostenlose Ubertragung Baugrundstiick (Vorhabentrager) 0€
135
136 Spielplatz
137| Hinweis kostenlose Ubertragung 6ff. Spielplatzflachen (auRer in Griinanlagen) 40 €/m? 14.560 € 364 m2 0€ 0 m2
138 Hinweis Herstellungskosten Spielplatze Verursacher 315 €/m? 114.660 € 364 m?2 0€ 0 m2
139 Herstellung Spielplatzflache Soll (netto) 1 m?/EW Gesamt 524 m?
140 Herstellungskosten Spielplatze Verursacher Soll 165.060 €
141
142 Summe 2.087.220 € 153 €/m2 Wil 1.540.000 € 74 €/m2 Wil
143
144| Hinweis |Erwerbskosten Land Berlin (nachrichtlich fur Vertrag)
145 Hinweis Erwerl il (nur Gr b)fur das Baugrundstiick Grundschule 0€
146 Erwerbskosten fiir nicht vor gene i fsflachen (aus B-Plan) 0€
147
148 Kosten mietgebundener forderfahiger Wohnraum
149
150 zugrunde liegende GF = GF-Wohnen abzgl. bereits realisierter GF 18.177 m2 GF 26.200 m? GF
151| Hinweis Anteil mietgebundener forderfahiger Wohnraum WFB 2026 - Férdermodell 1 30 % m? GF 5.453 m2 GF 30 % m? GF 7.860 m? GF
152 4.090 m2 WAl 5.895 m? Wil
153 Ansétze
154| Hinweis @ WohnungsgréRe 72,5 m2 Wil 72,50 m2 Wfl
155| Hinweis Hochbaukosten férderfahige Wohnungen 4.450 €/m2 Wfl 4.450 €/m2 Wfl
156 Hinweis Herstellungskosten inkl. Grundstiick 6.454 €/m2 Wil 6.392 €/m2 Wil
157| Hinweis Anfangsmiete nach WFB 2026 - Férdermodell 1 7,00 €/m2 Wfl 7,00 €/m2 Wfl
158| Hinweis min. Miete ohne Férderung 21,37 €/m2 Wil 21,13 €/m2 Wil
159
160| Hinweis Anrechnung fiir Herstellungskosten WE (all-In) 5.277 €/m2 Wil 5.219 €/m2 Wil
161 < 6.454 €/m2 Wil 0€ < 6.392 €/m2 Wil 0€
162| Hinweis Defizit bei fehlender Forderung fir alle forderfahigen WE 12.249.992 € 17.353.124 €
163
164 Summe 0€ 0 €/mz Wil 0€ 0 €/m2 Wfl
165
166 Verfahrenskosten
167 rechnerischer Ansatz (gestaffelte Berechnung)
168 Planungsflache > 100.000 m2 6 €/m? Planungsflache 0€ 0€
169 Planungsflache > 50.000 m? und < 100.000 m? 12 €/m2 Planungsflache 0€ 0€
170 Planungsflache < 50.000 m? 24 €/m2 Planungsflache 654.312 € 654.312 €
171 Summe gestaffelte Berechnung 654.312 € 654.312 €
172| Hinweis imale Ar ng von Verfahrenskosten 1.700.000 €
173 Summe (max. 1.700.000 €) 654.312 € 48 €/m2 Wil 654.312 € 32 €/m2 Wil
174/
175 zusatzliche vorhabenbezogene Kosten
176 Offentlichkeitsveranatsaltung 1.000 €
177 2 Mietenverlust aus gebundener Nutzung im Sozialbaustein (§ 7 Durchfiihrungsvertrag) 2.581.573 €
178 3. Grundstticksankauf ErschlieBungsflache 613.000 €
179 4. =€
180 5! -€
181 6. =€
182 7. - €
183 Summe 3.195.573 €
184
185
186 Bodenwertsteigerung 5.635.639 € 413 €/mz WAl 7.322.628 € 354 €/m2 Wil
187
188 Summe Kosten (ErschlieBung, soz. Infrastruktur, Verfahrenskosten, kein mietgeb. férderf. Wohnungsbau) 10.281.927 € 754 €/mz WAl 7.126.272 € 344 €/m2 Wil
189 Bodenwertsteigerung - Summe Kosten -4.646.288 € 196.356 €
190
191 Summe Kosten (ErschlieBung, soz. Infrastruktur, Verfahrenskosten + mietgeb. forderf. Wohnraum mit Férderung) 10.281.927 € 754 €/mz Wl 7.126.272 € 344 €/m2 Wl
192 Bodenwertsteigerung - Summe Kosten -4.646.288 € 196.356 €
193
194 Summe Kosten (ErschlieBung, soz. Infrastruktur, Verfahrenskosten + mietgeb. férderf. Wohnraum ohne Férderung) 22.531.920 € 1.653 €/mz WAl 24.479.396 € 1.183 €/m2 Wil
195 Bodenwertsteigerung - Summe Kosten -16.896.281 € -17.156.768 €
196




Anlage 4 — Lageplan Tauschgrundstucke/Grundstlickserwerb

Geplanter Grundstucksankauf und -verkauf — Bebauungsplan 7-85VE; Eisenacher StraBe 61, 12109 Berlin -Mariendorf

/
Teilstick B
Teilstick A Grundstuckserwerb durch Vorhabentrager
Teilstick B Grundstucksverkauf durch Vorhabentrager

Teilstuck A

/

Stand: 23.06.2026
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Anlage 5 - Projektplanung einschlieBlich Flachenaufstellung flr das Vorhaben
Stand 20.07.2026
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Anlage 5

Lageplan | M 1:750
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Anlage 5 - Projektplanung einschlieBlich Flachenaufstellung flir das Vorhaben
Stand 20.07.2026

Grundriss Nutzungen | M 1:750
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Anlage 5 - Projektplanung einschlieBlich Flachenaufstellung fir das Vorhaben

Stand 20.07.2026

4Zi

3Zi

GRUNDRISSTYP A / 5-Wohnungen

/

GRUNDRISSTYP C / 7-Wohnungen

HAMBURG TEAM | CAMPUS SCHATZELBERG

GRUNDRISSTYP B / 6-Wohnungen

\J
\
\

GRUNDRISSTYP D / 8-Wohnungen

20.07.26

Geschosslayouts | M 1:300

FREIFINANZIERTER WOHNUNGSBAU
REGELGESCHOSS HAUS 1-4

WOHNUNGSMIX FREIFINANZIERTER WOHNUNGSBAU

1-Zi  Wohnungen: 10% - 30%
2-Zi  Wohnungen: 20% - 40%
3-Zi  Wohnungen: 25% - 45%
4-Zi  Wohnungen: 5% - 15%*
5-Zi  Wohnungen: 0% - 5%*

* 4~ und 5-Zimmer Wohnungen (inkl. 3,5-Zimmer)
diirfen in Summe iiber alle geplanten Wohnungen
(gefordert und freifinanziert) einen Anteil

von 7-10% nicht unterschreiten.

Freifinanzierter
Wohnungsbau

[

Geforderter
Wohnungsbau

i

i

i

i

i

E Sozialbaustein I

GRUNTUCH ERNST ARCHITEKTEN



Anlage 5 - Projektplanung einschlieBlich Flachenaufstellung flr das Vorhaben
Stand 20.07.2026

Geschosslayouts | M 1:300

SOZIALBAUSTEIN HAUS 5

Technik

WOHNUNGSMIX GEFORDERTER WOHNUNGSBAU
1-Zi Wohnungen: 5% -15%

2-Zi Wohnungen: 15% - 35%

3-Zi Wohnungen: 25% - 45%

4-Zi Wohnungen: 20% - 40%*

5-Zi Wohnungen: 5% - 20%*
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von 7-10% nicht unterschreiten.
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Gesamtflachen
HAUS Nutzung Geschossflache Sockel + UG*
Geschosse GF pro Regelgeschoss GF Gesamt BGF-R
HAUS 1 Wohnungen V+8 500,0 2.820,0 330,0
HAUS 2 Wohnungen V+8§ 500,0 2.820,0 330,0
HAUS 3 Wohnungen VI +8 500,0 3.320,0 350,0
HAUS 4 Wohnungen VI+8S 500,0 3.320,0 370,0
HAUS 5 Sozialbaustein / Férderfahige Wohnungen VIII 700,0 5.600,0
HAUS 6 Wohnungen V+S 500,0 2.820,0 330,0
HAUS 7 Foérderfahige Wohnungen IV+8 495,0 2.300,0 280,0
HAUS 8 Forderfahige Wohnungen IV+8 495,0 2.300,0 280,0
HAUS 9 Wohnungen IV+8S 495,0 2.300,0 280,0
TG Tiefgarage 1.150,0
SUMME GESAMT 27.600,0 3.700,0
Summe Sozialbaustein 1.400,0
Summe Sozialbaustein Gesamt 1.400,0
Summe Wohnungen 70,0% 18.340,0
Summe Forderfahige Wohnungen 30,0% 7.860,0
Summe Wohnungen Gesamt 26.200,0

GRUNTUCH ERNST ARCHITEKTEN
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Gelandemodellierung im Bereich der Garage

1. Gemeinsames Gestaltungsziel

Ziel der zu Grunde liegenden Vorhabengestaltung ist ein moglichst naturnahes und
grunvertragliches Projekt fur diesen besonderen Ort. Die allseits offene Grlingestaltung
und interne Wegeverbindung ist von herausragender Bedeutung. Das Vorhaben
behutsam in den vorhandenen, besonderen Ort einzupassen ist gemeinsames Ziel des
Bezirks und der Vorhabentragerin.

Um die Belange der ErschlieBung hinreichend zu berucksichtigen, sollen die Stellplatze
nicht als oberirdische Parkplatze, sondern als Uberdeckte, in die Landschaft intergrierte
Garage errichtet werden.

Die nun vorliegende Planung zeigt ein Garagengeschoss mit einer nach Stden liegenden
AuBenwand zwischen den Hausern 4, 5 und 6 auf einer Hohe von bis zu ca. 3,8 minkl.
Absturzsicherung. Die Hohenlage der geplanten Garage ist dabei der gegebenen
Gelandesituation geschuldet (hierzu vgl. unten Ziff. 2).

In der weiteren Bearbeitung der Planung soll geprlft werden, ob technisch eine
Absenkung des Garagengeschosses moglich ist (hierzu vgl. unten Ziff. 3). Bezirk und
Vorhabentragerin streben an, um die oben genannten Ziele der Vorhabengestaltung
noch besser zu erreichen, vor Abschluss des Durchfihrungsvertrages die
Vorhabenplanung fur das Garagengeschoss anzupassen. Das Ziel ist hierbei alle
technischen und sonstigen Maglichkeiten entweder hinsichtlich der Anbéschung oder
hinsichtlich der Absenkung / des Versenkens des Garagengeschosses zu nutzen, sodass
das aktuell geplante Garagengeschoss in den flieBenden Landschaftsraum eingefligt
wird - das heiBt, im erforderlichen, konsensualen Fall eine moglichst weit gehende
stufenlose Einpassung in das Gelande erfolgt.

2. Bestandssituation

Das Vorhabengebiet weist im Bestand erhebliche Hohenunterschiede auf. Das Gelande
steigt vom 6stlichen Rand hinter der Stellplatzanlage von etwa 47,50 m U. NHN auf rund
51,50 m 4. NHN an und erreicht im auBersten Nordwesten des Vorhabengebiets Hohen
von bis zu 52,90 m u. NHN.

Besonders deutlich wird dieser Geladndeverlauf im Bereich der geplanten Hauser 4, 5
und 6 sowie der (iberdeckten Garage (Baufelder b, c und d). Ostlich des geplanten
Hauses 5 (Baufeld c) liegt das vorhandene Geldndeniveau im Bereich des vorgesehenen
ErschlieBungsweges bei etwa 48,00 m U. NHN. Im Bereich der geplanten Garage steigt

Abbildung 1
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das Gelande innerhalb einer Strecke von rund 37 m auf etwa 50,80 m u. NHN an. Damit
weist bereits das naturliche Gelande ostlich von Haus 5 einen Hohenunterschied von
2,80 m bzw. eine Steigung von Uber 7 % auf (siehe Abbildung 1).

Westlich des geplanten Hauses 5 (Baufeld c) zeigt sich ein dhnliches Bild. Das
vorhandene Gelandeniveau im Bereich des vorgesehenen ErschlieBungsweges liegt bei
etwa 49,00 m 4. NHN. Im Bereich der geplanten Garage steigt das Gelande innerhalb
einer Strecke von rund 39 m auf etwa 51,20 m G. NHN an. Eine benachbarte Hohenkote
erreicht sogar 51,78 m u. NHN. Damit weist das natlrliche Gelande auch westlich von
Haus 5 einen Héhenunterschied von 2,20 m bzw. eine Steigung von Uber 5 % auf (siehe
Abbildung 2).

Im Bereich der geplanten Garagenanlage liegt somit auch der groBte Hohenunterschied
im Bestandsgelande.

Durch den vorhandenen und zu erhaltenden Baumbestand ergeben sich im
Bestandsgelande Zwangspunkte, deren Hohenlage nur in sehr begrenztem Umfang
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verandert werden kann. GroBere Gelandeanpassungen im Umfeld der zu erhaltenden
Baume wirden deren Erhalt gefahrden.

Vor diesem Hintergrund orientiert sich die Oberkante des geplanten, fertiggestellten
Gelandes Uber der Uberdeckten Garage mit einer Hohe von etwa 51,70 m 4. NHN am
hochsten bestehenden Gelandeniveau im nordwestlichen Bereich. Dadurch wird ein
moglichst flieBender Ubergang zwischen Bestand und Planung sowie eine Einbindung
des Bauvorhabens in das vorhandene Gelande in diesem Bereich erreicht.

Da die uberdeckte Garage mit einer durchgehend gleichbleibenden Hohe mit
gleichmaBiger Erdliberdeckung von 80cm geplant ist, fuhrt die Kombination aus dem
vorhandenen Gelandeverlauf und dem derzeitigen Planungsstand dazu, dass die
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AuBenwand der Garage im sudlichen Bereich teilweise aus dem gewachsenen
Bestandselande hervortritt.

Im geplanten Endgelande wird die AuBenwand ohne weitere gestalterische MaBnahmen
deutlich sichtbar. (Siehe Schnitt FF und GG)

3. Ziele der weiteren Planung

Im weiteren Planungsverlauf werden die Bestandshohen vertieft untersucht und die
Planung durch eine ergebnisoffene Prufung maoglicher Losungsmaoglichkeiten
fortentwickelt. Hierflr wird die Vorhabentragerin die Einbettung mit geeigneten Mitteln
visualisieren (fotorealistische Darstellung/ 3-D-Modell 0.4.) Vorhabentragerin und Bezirk
verfolgen dabei das gemeinsame Planungsziel, die sichtbaren Bereiche der AuBenwand
und der Zufahrt der Uberdeckten Garage so weit wie moglich zu reduzieren. Die
Uberdeckte Garage soll sich nach ihrer Fertigstellung auch im sudlichen Bereich
gestalterisch moglichst dem Erscheinungsbild einer Tiefgarage annahern und sich
insgesamt in das naturliche Gelande einfugen. Daflr soll die Hohe inkl. Erdiberdeckung
sich am Bestand orientieren und diesen aufnehmen.

Zur Erreichung dieses Planungsziels wird insbesondere gepruft, die Garagendecke
gegenUber dem derzeitigen Planungsstand abzusenken. Nach derzeitigem
Kenntnisstand erscheint bereits ohne vertiefte technische Untersuchung eine
Absenkung der Garagendecke um voraussichtlich etwa 70 cm realisierbar.

Weiterhin soll der verbleibende sichtbare Bereich der GaragenauBenwand zwischen den
Hausern 4 und 5 vollstandig und der Bereich zwischen den Hausern 5 und 6 bis auf die
Tiefgaragenzufahrt ebenfalls vollstandig durch eine Boschung und Begrinung verdeckt
und in Geldnde eingebunden werden.

Bezirk und Vorhabentragerin werden die hierfur erforderlichen Anpassungen vor der
Festsetzung des Bebauungsplans gemeinsam abstimmen. Dabei werden insbesondere
die Anforderungen an die barrierefreie ErschlieBung der Tiefgarage sowie
brandschutztechnische und statische Belange bertcksichtigt. Die
landschaftsvertragliche Einbindung der Garage und die weitestgehende Minimierung der
sichtbaren AuBenwand im Rahmen der weiteren Planung hat demgegentber
besonderes Gewicht.
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VE

Geltungsbereich BP 7-85 VE
Grenze Friedhof

[ ] ALKIS-Daten (Ausschnitt)
MaRnahme

[ | eM 01: Anpflanzung Obstwiese
eM 02: Heckenpflanzung - Breite 3 m
eM 02v: Entsiegelung, Entwicklung

Rasen/Wiese

Aufbau, Reduzierung auf 1 m Breite
eMO04: Entwicklung Wald

eM 04v: Entsiegelung, Entwicklung Wald
eM 06: Anlage Gehdlzinsel

NI B0

eM 05: Ergédnzung Baumbestand

eM 03: Entsiegelung, Entwicklung artenreicher

eM 03: Umwandlung in Weg m. wasserdurchlassig

Nr. MaBnahmen Umfang
eM 01 Anpflanzung einer lockeren Streuobstwiese (Biotopcode 4.914 m?
071732) auf einer bestehenden Wiesenflache
eM 02 Anlage flachiges Laubgebiisch (Biotopcode 0710211) 2.476 m?
als Grenzstruktur, Breite 3 m
eM 02v davon zu entsiegeln 165 m?
eM 03 Entsiegelung von Wegen, Entwicklung artenreicher 3.930 m?
Rasen/Wiese (Biotopcode 051131)
eM 04 Entwicklung Gehdlzbestand (einschichtige Baumgruppe, 3.528 m?
Biotopcode 0715312)
eM 04v davon zu entsiegeln 423 m*?
eM 05 Ergénzungen Alleebdume (50 Badume & 25 m2, 1.250 m2
Biotopcode 07141511 und 0718112)
eM 06 Anlage Geholzinseln (Biotopcode 0710211) 180 m?
Summe 16.278 m?
eM 07.1 | Ersatzkasten fir Brutvogel 42 Stuck
eM 07.2 | Ersatzkasten fir Flederméuse 60 Stiick
eM 07.3 | Ersatzkobel fiir Eichhérnchen 2 Stick
Vorhabenbezogener Bebauungsplan 7-85 VE
fiir Teilflachen der Grundstiicke Eisenacher
StraBe 61 und UlisteinstraBe 91 sowie
eine Teilflaiche des Steinhellenwegs,
Tempelhof-Schoneberg, OT Mariendorf
Karte: AusgleichsmalRnahmen Heilig-Kreuz-Friedhof
MaRstab: 1:2.000 (DIN A3)
Koordinatensystem: ETRS 1989 UTM Zone 33N
Kartengrundlage:
- Geoportal Berlin/ALKIS Berlin
- Geoportal Berlin/Digitale farbige TrueOrthophotos 2025
(Datenlizenz Deutschland, dI-de-by-2.0) N
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Stand: 23.07.2026 Anlage 12
Anlage 12 - Ubersicht Vermeidungs- und AusgleichsmaBnahmen Artenschutz

(Kurzfassung gemas Artenschutzrechtlichem Fachbeitrag)

V 1 Bauzeitenregelung

- Durchfuhrung von Geholzfallungen, Gehdlzruckschnitten sowie Gebaudeabrissarbeiten und
Baubeginn auBerhalb der Fortpflanzungs- und Brutzeiten — also von Oktober bis Februar

- Bei Brutvorkommen von Amsel, Buntspecht, Eichelhaher, Elster, Nebelkrahe, Ringeltaube, Star,
Stieglitz: Durchfuhrung zuvor genannter Arbeiten nur von Dezember bis Januar

- Einholung ggf. erforderlicher Ausnahmegenehmigungen oder Befreiungen bei der zustandigen
Naturschutzbehorde, sofern Arbeiten, Rodungen oder Fallungen innerhalb der Vegetations-,
Fortpflanzungs- oder Brutzeiten durchgefuhrt werden mussen oder der Baubeginn in dieses
Zeitfenster fallt — ausgenommen hiervon sind Waldflachen

V 2 kontinuierliche Fortfihrung der BaumaBnahme

- Nach Baubeginn gemaB V1: moglichst kontinuierlichen Baubetrieb ohne langere
Unterbrechungen (ca. 10 Tage) zur Vermeidung von Revier- und Brutansiedlungen im Baufeld

- Berucksichtigung individuenbezogenes Totungsverbot bei festgestellten Brut- oder
Aufzuchtereignissen im Nahbereich, indem der Abschluss der Aufzucht abgewartet oder
geeignete SchutzmaBnahmen zur Vermeidung mechanischer Einwirkungen durch Baugerate
umgesetzt werden

V 3 Schutz von Eichhornchenkobeln, Vogelniststatten und Fledermausquartieren in Baumen,
Geholzstrukturen und Gebauden sowie von potentiellen Brutbaumen holzbewohnender Kafer

- Erhalt bestehender Gehdlze im Plangebiet soweit moglich

- Ganzjahrig vor Beginn von Abrissarbeiten, Rodungen oder Baumfallungen: Prufung und Freigabe
auf Besatz durch gesetzlich geschutzte Kafer, Eichhornchen, Brutvogel und Fledermause, da
entsprechende Arten Baumstrukturen dauerhaft oder saisonal nutzen kénnen (Sommer, Winter,
ganzjahrig) durch Artenschutz-Sachverstandigen

- Artenschutzfachliche Prufung und Freigabe vor Abriss der ehemaligen Kapelle, einschlieBlich
Kontrolle auf Nistaktivitat von Vogeln sowie Fledermausquartiere und ggf. Verschluss potenziell
geeigneter Strukturen zur Vermeidung einer Besiedelung

Végel:
- Abwarten des Abschlusses von Brut und Jungenaufzucht bei festgestellter Vogelbrut sowie

Berlcksichtigung des ganzjahrigen Schutzes bestimmter Niststattenarten; bei unvermeidbaren
MaBnahmen - Abstimmung mit UNB

- Erhalt von Strduchern und Hecken als Ruckzugs- und Ruhestatten fur Vogel und Insekten,
wahrend der Bauzeit im sudlichen Randbereich des WA sofern mdglich

- Prufung erganzender Sichtschutz zur Reduzierung von Stérwirkungen auf verbleibende
Habitatbereiche

- beierforderlicher Beseitigung gesetzlich geschutzter Niststatten: Schaffung vorgezogener
Ersatzquartiere, ansonsten Einholung einer Ausnahmegenehmigung der zustandigen
Naturschutzbehoérde
Flederméause:

- Abwarten des Quartierwechsels bei nachgewiesener Fledermausbesiedlung sowie Verzicht auf
Fallungen oder Entfernungen wahrend der Nutzung als Wochenstube und Winterquartier

- Verschluss geeigneter Quartiere nach dem Ausflug der Fledermause bei bestimmten
Quartiertypen moglich (z. B. Paarungsquartieren)



- beider Beseitigung potenziell als Quartier geeigneter Baumhohlen: Schaffung vorgezogener
Ersatzquartiere, ansonsten Einholung einer Ausnahmegenehmigung der zustandigen
Naturschutzbehorde
Holzbewohnende Kéfer:

- Abgrenzung und Erhalt der Baumbereiche bei Nachweis holzbewohnender Kafer

- Einholung einer Ausnahmegenehmigung der zustandigen Naturschutzbehdrde bei erforderlicher
Fallung eines besiedelten Habitatbaumes sowie Durchfiihrung von AusgleichsmaBnahmen
Eichhérnchen:

- Abwarten des Endes der Winterruhe bzw. der Jungenaufzucht bei Eichhérnchenbesatz

- Durchfuhrung von Fallarbeiten bei Kobelbaumen vorzugsweise zwischen Oktober und Mitte
November

- bei erforderlicher Beseitigung gesetzlich geschutzter Quartiere: Schaffung vorgezogener
Ersatzquartiere, ansonsten Einholung einer Ausnahmegenehmigung der zustandigen
Naturschutzbehorde

V 4 Anpassung von Beleuchtung

- Berucksichtigung artenschutzfachlicher Anforderungen im Beleuchtungskonzept durch
Vermeidung bzw. Reduzierung von Lichtimmissionen, insbesondere zum Schutz von Insekten,
Vogeln und Fledermausen sowie durch Abstand zu potenziellen Quartierbereichen

- Verwendung insektenfreundlicher und stérungsarmer Beleuchtungssysteme (>1P54),
insbesondere LED-Leuchten mit warmweiBem Licht (2.200-2.700 K), geringem UV-Anteil,
abgeschirmter Bauweise, begrenzter Lichtintensitat sowie Vermeidung von Streulicht und
Aufhellung nicht erforderlicher Bereiche

- Gezielte und reduzierte Ausleuchtung nur notwendiger Flachen und Zeitrdume, einschlieBlich
Verzichtsprufung je Leuchtkorper sowie Beschrankung der Beleuchtung auf das technisch und
funktional erforderliche Minimum

- Anwendung der lichtdkologischen Vorgaben sowohl in der Betriebsphase als auch wahrend der
Bauphase, einschlieBlich einer insektenfreundlichen Baustellen- und Maschinenbeleuchtung,
sofern unter Sicherheitsaspekten mit dem Betrieb einer Baustelle vereinbar

V 5 Vermeidung von Vogelschlag bei Glasfassaden

- Vermeidung von Vogelschlag an Glasfassaden durch geeignete architektonische Planung,
insbesondere durch Minimierung von Durchsichten, Vermeidung reflektierender Strukturen sowie
Unterbrechung gefahrdeter Gebaudekanten und transparenter Bauteile (z. B. Absturzsicherungen
und Terrassenverglasungen)

- Reduzierung reflektierender und transparenter Glasflachen, insbesondere bei groBflachigen
Verglasungen oder stark spiegelnden Fassaden

- Einsatz hochwirksamer Markierungen auf stark vogelgefahrdenden Glasflachen zur
Vogelschutzwirkung in Abstimmung mit Sachverstandigen und UNB

V 6 Sichtschutz

- Errichtung von Sichtschutzzaunen um den Baubereich zur Abschirmung der angrenzenden Park-
und Friedhofsflachen und zur Reduzierung visueller Storreize durch das Baugeschehen

V 7 Umweltbaubegleitung (UBB) - Schwerpunkt Artenschutz

- fachgutachterliche Begleitung der MaBnahmen zur Vermeidung und zum Ausgleich durch eine
entsprechend fachkundige Person.



V 8 Erhalt gefahrdeter Fruhbliher

Schutz der vorhandenen Bestande gefahrdeter Frihbliher durch Abgrenzung der betroffenen
Bereiche der Baumallee mittels Bauzaunen, um deren Erhalt wahrend der Bauzeit sicherzustellen

V 9 Schutz zu erhaltender Bdume, Erhalt der Lindenallee im Studen

Schutz der zu erhaltenden Altbaume durch Einrichtung von Baumschutzbereichen im Umfang des
Kronendurchmessers zuztglich 1,5 m mittels Bauzdunen, um Habitatstrukturen far Hohlenbruter,
Fledermause und xylobionte Kafer zu sichern

Wenn moglich vollstandige Abtrennung der stdlichen Lindenallee vom Baufeld wahrend der
gesamten Bauzeit, um einen groBtmoglichen Schutz des wertvollen Baumbestandes zu
gewahrleisten

Alle MaBnahmen CEF und FCS:

Einbindung eines Artenschutz-Sachverstandigen bei der Standortwahl und Anbringung der
Ersatzquartiere sowie Prifung und Abstimmung der Anzahl mit Artenschutz-Sachverstandigen;
Anpassung der Anzahl/MaBnahmen, sofern sich bei der Prufung im Vorfeld der Entfernung eine
abweichende Situation ergibt

CEF 1 Anbringen von Nistkdsten und Nisthilfen an Bdumen und Gebaude

Anbringung von insgesamt 42 Ersatzquartieren fir Hohlen- und Nischenbruter auf dem
benachbarten Heilig-Kreuz-Friedhof, vorgezogen vor den geplanten Baumfallungen, einschlieBlich
artspezifischer Hohlenbruterkasten fur Star (2 Stlick), Blaumeise (6 Stlick) und Kohlmeise (6
Stuck) sowie weiterer 28 Kasten auf Grundlage der Baumhohlenkartierung, davon einer als
Eulenkasten (Waldkauz-Hdhle)

Dauerhafter Erhalt und fachgerechte Unterhaltung der Niststatten durch geschutzte Anbringung,
regelmaBige Kontrolle, Reinigung sowie Ersatz bei Beschadigung oder Verlust

Zusatzlich CEF 5 zum Erhalt der Reviere von Frei- und Gebulschbrltern

CEF 2 Anbringen von Fledermauskasten an Baumen und Geb&uden

Anbringung von insgesamt 60 Fledermausquartieren (8 Einzelquartiere, 24
Wochenstubenquartiere und 28 Ganzjahresquartiere) am umliegenden Baumbestand des
benachbarten Heilig-Kreuz-Friedhofs vor den geplanten Baumfallungen

Zusatzlich CEF 5 zum Erhalt der Jagdhabitate

CEF 3 MaBnahmen Eichhdrnchen

Anbringung von Ersatzkobeln im Verhaltnis 1:1 (1 Kobel) an zu erhaltenden Bdumen vor Beginn der
Baumfallungen in moglichst ungestorten Gehdlzbestanden (z. B. Friedhof oder Park
Schatzelberge)

CEF 4 MaBnahmen Xylobionte Kafer

Erhalt potenzieller Lebensstatten des Scharlachroten Plattkafers durch Verbringung der
umgefallenen Pappelin mindestens 3 m langen Stammsegmenten an einen geeigneten, nicht voll
besonnten Standort in raumlicher Nahe zum bisherigen Standort, vorzugsweise in unmittelbarer
Nahe zu Geholzstrukturen (siehe Freianlagenplan)

CEF 5 Begrunung auf Heilig-Kreuz-Friedhof




- Schaffung zusatzlicher Ausgleichshabitate durch Anlage von Hecken- und Gebuschstrukturen
sowie einer Obstwiese zur Bereitstellung neuer Versteck- und Nahrungshabitate fur Brutvogel

- Fertigstellung der AusgleichsmaBnahmen mindestens eine Vegetationsperiode vor Baubeginn,
damit die neuen Strukturen bereits wahrend der Bauphase als Ausweichhabitat genutzt werden

kénnen

FCS 1 Begrinung im Plangebiet und Umgebung

- Schaffung neuer Vegetationsstrukturen durch Vielfalt an heimischen, standortgerechten und
insektenfreundlichen Baumen, Strauchern sowie Dach- und Fassadenbegriinungen im Plangebiet
nach Abschluss der BaumaBnahmen

Ubersicht CEF 5 und FCS 1

Empfehlung als Erganzung zu CEF 1: FCS 2 Anbringen von Nistkdsten und Nisthilfen an Baumen

- Empfehlung als freiwillige MaBnahme

- Schaffung zusatzlicher Ersatzquartiere fur Hohlen- und Nischenbriter durch Anbringung
geeigneter Nistkasten fur Star, Blaumeise und Kohlmeise am verbleibenden Baumbestand im
Plangebiet zur Erhohung des Quartierangebotes nach Abschluss der BaumaBnahmen

Empfehlung als Erganzung zu CEF 2: FCS 3 Anbringen von Fledermauskasten an Baumen und Gebduden

- Empfehlung als freiwillige MaBnahme
- Schaffung zusatzlicher Ersatzquartiere im Plangebiet nach Abschluss der BaumaBnahmen durch
Anbringung weiterer Kasten am verbleibenden Baumbestand sowie an den Neubauten, um das

Quartierangebot langfristig zu sichern



Anlage 13 - Bedarfsermittlung fir die Errichtung einer Kindertagesstatte
Stand: 17.03.2026

JugPlan 2

17.03.2026

Bedarfsbegriindung Soziale Infrastruktur Tagesbetreuung im Rahmen des Abschlusses

Stadtebaulicher Vertrdge lt. Berliner Modell zur kooperativen Baulandentwicklung

Standort (Anschrift) ~ |Eisenacher Straf3e 61, 12109 Berlin-Mariendorf
LOR 075010 Mariendorf-Nord

B-Plan 7-85 VE

A Wohnungsbauvorhaben

Brutfogeschosswohnfléche gesamt (m?)

davon Geschosswohnungsbau (m?)

davon Individueller Wohnungsbau (m?)

27.600

26.200

Anzahl der Wohneinheiten (WE) gesamt

BGF/100 - Geschosswohnungsbau

BGF/150 - individueller Wohnungsbau

262

262

0

Durchschnittliche Zahl

Zahl der EW gesamt
der Einwohner pro

2 EW/WE - Geschosswohnungsbau

3 EW/WE - individueller Wohnungsbau

Wohnheit (EW/WE) 524 524 O
Zahl der EW im Alter O 7 % der EW Langzeitbedarf (1% je Altersjahrgang) Spitzenbedarf (2% je Altersjahrgang)
bis unter 7 Jahren
37 37 73
Zahl der erforder- . . " . ) "
70 % Versorgungsgrad Langzeitbedarf (Kindertagesbetreuungspléitze) Spitzenbedarf (Kindertagesbetreuungsplétze)
lichen Kindertages-
betreuungsplatze 26 26 il
B Bevélkerungsentwicklung aus dem stédtebaulichen Vertrag
Einwohner (EW) gesamt 524
davon EW im Vorschulalter 37

Bedarfsanalyse lt. KEP des Bezirkes bzw. Handreichung zur bezirklichen Berichterstattung

(0% (unter Zugrundelegung bezirklicher Zielbetreuungsquoten und prognostizierte

Einwohnerentwicklungen) in Plétzen (BZR)

/ f plus 1 Jahr tplus 2,5 Jahre
Altersgruppe 31.12.2025 (Vorjahr) 31.12.2026 30.06.2028
0 bis unter 6 Jahre 1.304 1.302 1.416
6 bis unter 7 Jahre 93 89 93
Summe O bis unter 7 Jahre 1.397 1.391 1.509

Anlage 13




D zusdtzlicher Bedarf an Kitapldtzen aus dem stddtebaulichen Vertrag lt. A
Platze (Kita & TP) Langzeitbedarf (1%) Platze (Kita & TP) Spitzenbedarf (2%)
26
E Versorgungssituation in Bestandseinrichtungen der Bezirksregion (BZR) des Vertragsgebietes

am letzten 30.06.

Platze in BZR

Angebotene Platze i.d. BZR

Belegte Pldtze i.d. BZR

Auslastungsquote

Kita 1.531 1.411 92,2%
Tagespflege 66 66 100,0%
Gesamt 1.597 1.477 92,5%
Einschdtzung zur liberregionalen Versorgungsfunktionen (im und auf3erhalb des Bezirkes) der Bestandseinrichtungen des Vertragsgebietes
l. In der BZR 075010 Mariendorf-Nord werden 351 Kinder aus anderen BZR betreut.
Es ist davon auszugehen, dass auch kiinftig eine Betreuung bezirksregionenfremder Kinder erforderlich ist.
1. In der BZR 075010 Mariendorf-Nord werden 205 Kinder aus anderen Bezirken betreut.
Der/die Bezirk/e bestatigen, dass von einer gleichbleibenden Inanspruchnahme von Platzen in der BZR 075010 Mariendorf-
Nord auszugehen ist.
F Verbindliche Kapazitdtserhohungen im Vertragsgebiet/BZR in den néchsten 5 Jahren

Standort der Einrichtung/BZR

Geplanter .
. . Geplante Platzkapazitat
Fertigstellungszeitraum

Straf3e / BZR-Nr Jahr
Straf3e / BZR-Nr Jahr
Straf3e / BZR-Nr Jahr

Summe: 0

G Uberschuss-/Defizitberechnung Platze
1. Gegenwdrtige Platzkapazitét in Bestandseinrichtungen (s.E) 1.597
2. Verbindliche Kapazitédtserhdhungen (=5 Jahre) auBerhalb des stddtebaulichen Vertrages (s. F) 0
3. Summe Platzkapazitéten aus Bestand plus Planungen (G 1 plus G 2) 1.597
4, Platzbedarf lt. KEP fiir Vertragsgebiet/BZR (1=2,5 Jahre) 1.509
5. Versorgungssituation (Uberschuss/Defizit) (t=5 Jahre) (G 3 minus G 4) 88
6. Bedarf aus stddtebaulichem Vertrag (s.D) 26
Voraussichtliche Versorgungssituation unter Beriicksichtigung des stédtebaulichen Vertrages
7. ) 62
(G 5 minus G 6)
G Fazit
Es bestehen absehbar keine freien Platzkapazitdten zur Sicherung der Versorgung mit Platzen aus dem Bauvorhaben in der
O . . . .
vorschulischen Kindertagesbetreuung im Vertragsgebiet.
Es bestehen freie Platzkapazitdten in den Bestandseinrichtungen im Vorhabengebiet, welche die Versorgung der Kinder in der
X

vorschulischen Kindertagesbetreuung aus dem beabsichtigten Bauvorhaben iibernehmen kénnen.




Anlage 14 - Bedarfsermittlung fur die Erweiterung einer Grundschule Anlage 14

Stand: 10.04.2026
i Berin

Gebietsbezeichnung: Eisenacher Strafe 61 und Ullsteinstrafle 91 Datum: 10.04.26
Bebauungspléne: 7-85 VE

Stadtebaulicher Vertrag vom:

NACHFRAGEENTWICKLUNG

Bestandsbevdlkerung

Melderechtlich registrierte Einwohner am Ort der Hauptwohnung am 31.12.2024 Schiiler

nach Einschulungsbereichen / Schulsprengeln

Geburtsjahr 2020 2019 2018 2017 2016 2015 Summe Schiiler Quote
Alter 6 7 8 9 10 11 EW 25/26
Schulpl.region Mariendorf (5) 468 493 459 446 461 407 2.734 2.408 88%
Summe 468 493 459 446 461 407 2.734 2.408 88%
Geburtsjahr 2026 2025 2024 2023 2022 2021 Summe Schiiler

Alter 0 1 2 3 4 5 30/31
Schulpl.region Mariendorf (5) 432 456 497 482 493 491 2.851 2.511

Summe 432 456 497 482 493 491 2.851 2.511 2.511

Bevélkerung aus regionalen Wohnungsbaupotenzialen (Stand 31.12.2024)

Schulpl.region Mariendorf (5) Bedafsberechnung
WOFIS 28 Bauvorhaben 2.104 Anzahl erwarteter Einwohner 3.828
WOFIS Angabe WE Eisenacher Str. 61/
Ullsteinstr. 91 190 Anzahl erwarteter Einwohner pro Jg. 38
Summe WE 1.914 Anzahl erwarteter Schiiler pro Jg. 34
erwartete Grundschiiler 207 | 207

Bevolkerung aus dem stédtebl. Vertragsgebiet

| Bedarfsberechnung Soziale Infrastruktur "Grundschule" aus Eisenacher StrafBe 61 und UllsteinstraBe 91
Wohneinheiten (WE) geplant Eisenacher StraBe 61 und UllsteinstraBe 91 262

Geplante Wohneinheiten Gesamt 262
Orientierungswerte Grundschulbevélkerung Bedafsberechnung Eisenacher Strafle 61 und Ullsteinstrafle 91
durchschnittliche Haushaltsgréfe 2,0 EW/WE Anzahl erwarteter Einwohner 524
durchschnittlicher Jahrgangsanteil 1% Anzahl erwarteter Einwohner pro Jg. 5
Anzahl relevanter Jahrgdnge 6 Anzahl erwarteter Schiiler pro Jg. 5
Strukturquote 90% erwartete Grundschiiler 28 I 28 I

2.746

ANGEBOT

vorhandene Kapazitdt

Schul- [Schul- |Kap.in [Kap.in

Schulname Nr. region |Ziigen* |Schiilern

Schétzelberg-Grundschule 07G23 5 2,0 288

Mascha-Kaléko-Grundschule 07G25 5 2,5 360

Rudolf-Hildebrand-Grundschule 07G27 5 3,0 432

Carl-Sonnenschein-Grundschule 07G31 5 2,5 360

lkarus-Grundschule 07G37 5 3,0 432

Gesamt 13,0 1.872

*ein Zug entspricht 144 Schiiler (6 Klassen mal 24 Schiiler)

Uberschuss- (+) / Defizit- (-) Berechnung 1.872 - 2.746 = | | -874|




	Durchführungsvertrag (Entwurf)
	Inhaltsverzeichnis
	Präambel
	§ 1 Vertragsgegenstand und -zweck
	§ 2 Angemessenheit 
	§ 3 Grundstücke und Eigentum
	§ 4 Vorbereitungs- und Ordnungsmaßnahmen, Planungsleistungen
	§ 5 Bauverpflichtung der Vorhabenträgerin 
	§ 6 Kindertageseinrichtung 
	§ 7 Sozialbaustein
	§ 8 Ausgleich; Biotop- und Artenschutz; Erhaltung prägender Landschaftsteile
	§ 8a Walderhaltungsabgabe
	§ 9 Kosten für Grundschulerweiterung 
	§ 10 Kosten für öffentliche Spielflächen
	§ 11 Mietpreisbindung und Belegungsbindung 
	§ 12 Erschließungspflicht 
	§ 13 Finanzierungsbestätigung und Sicherheitsleistungen
	§ 14 Vertragsstrafe 
	§ 15 Beschränkt persönliche Dienstbarkeiten und Baulasten 
	§ 16 Haftungsausschluss
	§ 17 Allgemeine Pflichten der Vorhabenträgerin 
	§ 18 Wirksamkeit und Rücktrittsrecht 
	§ 19 Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen, Ergänzungen, Kosten 
	§ 20 Erfüllungsort und Gerichtsstand 
	§ 21 Anlagen zum Durchführungsvertrag

	ANLAGEN
	A1: Lageplan Vertragsgebiet
	A2: Vorhabenbezogener B-Plan
	A3: Wert- und Kostentabellen
	A4: Lageplan Tauschgrundstücke/ Grundstückserwerb
	A5: Projektplanung mit Flächenaufstellung
	A6: Grün- und Freiflächenplan
	A7: Lageplan mietpreisgebundene Wohnungen
	A8: Lageplan soziale Nutzungen
	A9: Lageplan öffentliche Durchwegung
	A10: Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen Vorhabengrundstück
	A11: Externe Ausgleichsmaßnahmen
	A12: Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen Artenschutz
	A13: Bedarfsermittlung Kitaplätze
	A14: Bedarfsermittlung Grundschule


